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Hinweis:

Die Gesetz- und Verordnungsblätter, die Ministerialblätter, die Sammlung aller Gesetze und Verord-
nungen des Landes NRW (SGV. NRW.) sowie die Sammlung der in Teil I des MBl. NRW. veröffentlichten 
Erlasse (SMBl. NRW.) stehen im Intranet des Landes NRW zur Verfügung.

Dasselbe wird auch im Internet angeboten. Die Adresse ist: https://recht.nrw.de. Hingewiesen wird auf 
die kostenlosen Angebote im Internet unter der genannten Adresse. Dort fi nden Sie Links zu vielen quali-
tativ hochwertigen Rechtsangeboten. 

Wollen Sie die Inhaltsangabe eines jeden neuen Gesetzblattes oder Ministerialblattes per Mail 
zugesandt erhalten? Dann können Sie sich in das Newsletter-Angebot der Redaktion eintragen. 
Adresse: https://recht.nrw.de, dort: kostenlose Angebote.
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20320
Sechste Verordnung 

zur Änderung der Beihilfenverordnung NRW
Vom 1. Dezember 2015

Auf Grund des § 77 Absatz 8 des Landesbeamtengesetzes 
vom 21. April 2009 (GV. NRW. S. 224) verordnet das Fi-
nanzministerium:

Artikel 1

Die Beihilfenverordnung NRW vom 5. November 2009 
(GV. NRW. S. 602), die zuletzt durch Verordnung vom 10. 
Dezember 2014 (GV. NRW. S.  890) geändert worden ist, 
wird wie folgt geändert:

1.  § 1 wird wie folgt geändert:

 a)  Absatz 1 wird wie folgt geändert:

  aa)  In Nummer  3 wird die Angabe „BeamtVG“ 
durch die Angabe „Landesbeamtenversor-
gungsgesetz in der Fassung des Dienst-
rechtsanpassungsgesetzes vom 16. Mai 2013 
(GV. NRW. S. 234)“ ersetzt.

  bb)  Im Textteil nach Nummer  4 wird das Wort 
„Beamtenversorgungsgesetzes“ durch das 
Wort „Landesbeamtenversorgungsgesetzes“ 
ersetzt.

 b)   In Absatz 2 wird jeweils die Angabe „BeamtVG“ 
durch die Angabe „Landesbeamtenversorgungs-
gesetz“ ersetzt.

 c)   In Absatz 3 Nummer 1 Buchstabe a wird die An-
gabe “BBesG“ durch die Angabe „Übergeleitetes 
Besoldungsgesetz für das Land Nordrhein-West-
falen“ ersetzt.

 d)   In Absatz  7 wird die Angabe „BeamtVG“ durch 
die Angabe „Landesbeamtenversorgungsgesetz“ 
ersetzt.

2.   In § 2 Absatz 1 Nummer 1 Buchstabe b Satz 2 wer-
den die Wörter „Gesetz vom 8. Mai 2012 (BGBl.  I 
S.  1030)“ durch die Wörter „Artikel 3 des Gesetzes 
vom 2. November 2015 (BGBl. I S. 1834)“ ersetzt.

3.  § 4 wird wie folgt geändert:

 a)  Absatz 1 wird wie folgt geändert:

  aa) Nummer 1 wird wie folgt gefasst:

    „1. medizinische Leistungen, die durch Ärzte, 
Zahnärzte, Psychologische Psychotherapeu-
ten oder Kinder- und Jugendlichenpsycho-
therapeuten, Heilpraktiker, Hebammen und 
Entbindungspfl eger sowie Angehörige der 
Gesundheits- und Medizinalfachberufe er-
bracht werden. Beihilfefähig sind nur medi-
zinisch notwendige und der Höhe nach ange-
messene Aufwendungen in wirtschaftlichem 
Umfang (§ 3 Absatz 1 und 2)

   a) zur Gesundheitsvorsorge,

   b)   zur Empfängnisregelung, im Geburtsfall, 
bei nicht rechtswidrigem Schwanger-
schaftsabbruch und einer durch Krank-
heit erforderlichen Sterilisation,

   c)  in Krankheitsfällen zur Wiedererlangung 
der Gesundheit, zur Besserung oder Lin-
derung von Leiden, zur Beseitigung oder 
zum Ausgleich angeborener oder erwor-
bener Körperschäden,

   d)   bei ambulanten und stationären Kur- und 
Rehabilitationsmaßnahmen oder

   e)   um eine Behinderung oder Pfl egebedürf-
tigkeit abzuwenden, zu beseitigen, zu 
mindern, auszugleichen, ihre Verschlim-
merung zu verhüten oder ihre Folgen zu 
mildern.

    Voraussetzung und Umfang der Beihilfefä-
higkeit der Aufwendungen richtet sich für 
ambulant durchgeführte psychotherapeuti-
sche Leistungen und Maßnahmen der psy-
chosomatischen Grundversorgung nach den 

§§ 4a bis 4e und der Anlage 1 zu dieser Ver-
ordnung, für durch Heilpraktiker erbrachte 
Leistungen nach der Anlage 4 zu dieser Ver-
ordnung, für durch Gesundheits- und Medi-
zinalfachberufe erbrachte Leistungen nach 
§ 4i Absatz 2 und der Anlage 5 zu dieser Ver-
ordnung und für durch Hebammen und Ent-
bindungspfl eger erbrachte Leistungen nach 
der Hebammengebührenordnung Nordrhein-
Westfalen vom 30. Juni 2015 (GV. NRW. 
S. 541), in der jeweils geltenden Fassung.“

  bb)   In Nummer 2 Satz 3 werden nach dem Wort 
„Krankenhäusern“ die Wörter „nach §  107 
Absatz  1 des Fünften Buches Sozialgesetz-
buch“ eingefügt.

  cc)   In Nummer 5 Satz 1 wird das Wort „vorüber-
gehend“ gestrichen.

  dd)   In Nummer 6 Satz 1 wird die Angabe „8 Eu-
ro“ durch die Angabe „9 Euro“ und die An-
gabe „64“ durch die Angabe „72“ ersetzt.

  ee)  Nummer 7 Satz 7 wird wie folgt gefasst:

   „§ 4i Absatz 4 gilt sinngemäß.“

  ff)  Nummer 9 wird wie folgt gefasst:

    „9. Eine spezialisierte ambulante oder statio-
näre Palliativ- oder Hospizversorgung. Auf-
wendungen für eine spezialisierte ambulante 
Palliativversorgung sind beihilfefähig, wenn 
wegen einer nicht heilbaren, fortschreitenden 
und weit fortgeschrittenen Erkrankung bei 
einer zugleich begrenzten Lebenserwartung 
eine besonders aufwändige Versorgung not-
wendig ist. § 37b Absatz 1 Satz 3 und 4, Ab-
satz 2 und 3 sowie § 132d Absatz 1 Satz 1 des 
Fünften Buches Sozialgesetzbuch gelten ent-
sprechend. Aufwendungen für eine stationäre 
oder teilstationäre Versorgung in einem Hos-
piz (Kinderhospiz), in dem eine palliativ oder 
teilstationäre Behandlung erbracht wird, 
sind für die ersten neun (Kinderhospiz 18) 
Monate der Versorgung nach Nummer 2 bei-
hilfefähig. Die Abzugsbeträge nach Num-
mer 2 Satz 2 Buchstabe b bleiben unberück-
sichtigt. Nach Ablauf der Fristen nach Satz 2 
gelten die §§  5 bis 5 e entsprechend. Ist bei 
stationär untergebrachten Kindern bis zum 
vollendeten 14. Lebensjahr zu deren Betreu-
ung die Unterbringung eines Elternteils oder 
auch von Geschwistern medizinisch erforder-
lich, wird zu deren Unterbringungskosten ein 
Zuschuss von bis zu insgesamt 80 Euro täg-
lich gezahlt, soweit das Hospiz die Unter-
bringungskosten gesondert in Rechnung 
stellt. Das gilt nicht in den Fällen des Satzes 
6.“ 

 b)  Absatz 2 Buchstabe b erhält folgende Fassung:

   „b) Aufwendungen für implantologische Leistun-
gen nach Abschnitt K des Gebührenverzeichnis-
ses der Gebührenordnung für Zahnärzte vom 22. 
Oktober 1987 (BGBl. I S. 2316), die zuletzt durch 
Artikel 1 der Verordnung vom 5. Dezember 2011 
(BGBl.  I S.  2661) geändert worden ist, sind für 
höchstens zehn Implantate pauschal bis zu 1 000 
Euro je Implantat beihilfefähig. Mit dem Pau-
schalbetrag sind sämtliche Kosten der zahnärztli-
chen und kieferchirurgischen Behandlung ein-
schließlich notwendiger Anästhesie und der 
Kosten unter anderem für die Implantate selbst, 
die Implantataufbauten, die implantatbedingten 
Verbindungselemente, Implantatprovisorien, not-
wendige Instrumente (zum Beispiel Bohrer und 
Fräsen), Membranen und Membrannägel, Kno-
chen- und Knochenersatzmaterial, Nahtmaterial, 
Röntgenleistungen, Computertomographie und 
Anästhetika abgegolten. Die Aufwendungen für 
die Suprakonstruktion sind neben dem Pauschal-
betrag nach Satz 1 beihilfefähig. Vorhandene Im-
plantate, zu denen eine Beihilfe gewährt wurde, 
sind auf die Höchstzahl nach Satz 1 anzurechnen. 

  Bei Vorliegen der folgenden Indikationen:
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  1.   größere Kiefer- und Gesichtsdefekte, die ihre 
Ursache in

   a) Tumoroperationen,

   b)  Entzündungen des Kiefers,

   c)   Operationen infolge großer Zysten (zum 
Beispiel große follikuläre Zysten oder Kera-
tozysten),

   d)   Operationen infolge von Osteopathien, so-
fern keine Kontraindikation für eine Im-
plantatversorgung vorliegt,

   e)   angeborenen Fehlbildungen des Kiefers 
(Lippen-, Kiefer-, Gaumenspalten, ektoder-
male Dysplasien) oder

   f)  Unfällen

   haben,

  2.   dauerhaft bestehende extreme Xerostomie, ins-
besondere im Rahmen einer Tumorbehandlung,

  3.   generalisierte genetische Nichtanlage von Zäh-
nen,

  4.   nicht willentlich beeinfl ussbare muskuläre 
Fehlfunktion im Mund- und Gesichtsbereich 
(zum Beispiel Spastiken) oder

  5.   zahnloser Ober- oder Unterkiefer (ohne vor-
handenes Implantat),

    sind abweichend von Satz 1 bis 4 die notwen-
digen und angemessenen Aufwendungen bei-
hilfefähig. Voraussetzung ist, dass der Beihilfe-
stelle ein Kostenvoranschlag vorgelegt wird 
und diese auf Grund eines Gutachtens des zu-
ständigen Amtszahnarztes vor Behandlungsbe-
ginn die Notwendigkeit der beabsichtigten 
Maßnahme und die Angemessenheit der Kos-
ten anerkannt hat (Voranerkennungsverfah-
ren). Die Kosten des Gutachtens trägt die Bei-
hilfestelle. Wird mit der Behandlung vor der 
Anerkennung durch die Beihilfestelle begon-
nen, gelten abweichend von Satz 5 die Sätze 1 
bis 4 entsprechend. Die Kosten des Gutachtens 
sind in diesem Fall nicht beihilfefähig.

    Bei Reparaturen sind neben den Kosten für die 
Suprakonstruktion einheitlich 400 Euro je Im-
plantat beihilfefähig.“

4.  Die §§ 4a bis 4d werden wie folgt gefasst:

 „§ 4a 
 Psychotherapie, psychosomatische Grundversorgung

  (1) Aufwendungen für Leistungen der Psychothera-
pie in den Behandlungsformen psychoanalytisch be-
gründete Verfahren und Verhaltenstherapie sowie für 
Leistungen der psychosomatischen Grundversorgung 
sind nach Maßgabe der Absätze 2 und 3 sowie der 
§§ 4b bis 4e beihilfefähig.

  (2) Vor Behandlung durch Psychologische Psychothe-
rapeuten oder durch Kinder- und Jugendlichenpsy-
chotherapeuten muss eine somatische Abklärung 
spätestens nach den probatorischen Sitzungen oder 
vor der Einleitung des Begutachtungsverfahrens er-
folgen. Die Beihilfefähigkeit setzt voraus, dass die 
somatische Abklärung durch einen Arzt in einem 
schriftlichen Konsiliarbericht bestätigt wird.

 (3) Nicht beihilfefähig sind Aufwendungen für

 1.  gleichzeitige Behandlungen nach den §§ 4b bis 4e,

 2.   Leistungen nach Abschnitt 1 der Anlage 1 zu die-
ser Verordnung.

 § 4b 
 Gemeinsame Vorschriften 
 für die Behandlungsformen psychoanalytisch 
 begründete Verfahren und  Verhaltenstherapie

  (1) Aufwendungen für Leistungen der Psychothera-
pie sind beihilfefähig bei

 1.   affektiven Störungen: depressive Episoden, rezi-
divierende depressive Störungen und Dysthymie,

 2.  Angststörungen und Zwangsstörungen,

 3.   somatoformen Störungen und dissoziativen Stö-
rungen,

 4.   Anpassungsstörungen und Reaktionen auf schwe-
re Belastungen,

 5.  Essstörungen,

 6.  nichtorganischen Schlafstörungen,

 7.  sexuellen Funktionsstörungen oder

 8.  Persönlichkeits- und Verhaltensstörungen.

  (2) Neben oder nach einer somatischen ärztlichen 
Behandlung von Krankheiten oder deren Auswir-
kungen sind Aufwendungen für Leistungen der Psy-
chotherapie beihilfefähig bei

 1.  psychischen Störungen und Verhaltensstörungen

  a)   durch psychotrope Substanzen; im Fall einer 
Abhängigkeit nur, wenn Suchtmittelfreiheit 
oder Abstinenz erreicht ist oder voraussicht-
lich innerhalb von zehn Sitzungen erreicht 
werden kann,

  b)   durch Opioide und gleichzeitiger stabiler subs-
titutionsgestützter Behandlung im Zustand der 
Beigebrauchsfreiheit,

 2.   seelischen Krankheiten auf Grund frühkindlicher 
emotionaler Mangelzustände oder tiefgreifender 
Entwicklungsstörungen, in Ausnahmefällen auch 
bei seelischen Krankheiten, die im Zusammen-
hang mit frühkindlichen körperlichen Schädi-
gungen oder Missbildungen stehen,

 3.   seelischen Krankheiten als Folge schwerer chro-
nischer Krankheitsverläufe oder

 4.   schizophrenen und affektiven psychotischen Stö-
rungen.

  Die Beihilfefähigkeit setzt voraus, dass die Leistun-
gen von einem Arzt oder einem Therapeuten nach 
den Abschnitten 2 bis 4 der Anlage 1 erbracht wer-
den. Eine Sitzung der Psychotherapie umfasst eine 
Behandlungsdauer von mindestens 50 Minuten bei 
einer Einzelbehandlung und von mindestens 100 Mi-
nuten bei einer Gruppenbehandlung.

  (3) Aufwendungen für Leistungen der Psychothera-
pie, die zu den wissenschaftlich anerkannten Verfah-
ren gehören und nach den Abschnitten B und G der 
Anlage zur Gebührenordnung für Ärzte vom 9. Feb-
ruar 1996 (BGBl. I S. 210), die zuletzt durch Artikel 
17 des Gesetzes vom 4. Dezember 2001 (BGBl.  I 
S.  3320) geändert worden ist, abgerechnet werden, 
sind beihilfefähig, wenn

 1.   sie der Feststellung, Heilung oder Linderung von 
Störungen nach Absatz  1 dienen, bei denen eine 
Psychotherapie indiziert ist,

 2.   nach einer biographischen Analyse oder einer 
Verhaltensanalyse und nach höchstens fünf, bei 
analytischer Psychotherapie nach höchstens acht 
probatorischen Sitzungen ein Behandlungserfolg 
zu erwarten ist und

 3.   die Beihilfestelle vor Beginn der Behandlung die 
Beihilfefähigkeit der Aufwendungen auf Grund 
eines Gutachtens zu Notwendigkeit, Art und Um-
fang der Behandlung anerkannt hat.

  Aufwendungen für Maßnahmen nach Satz  1 Num-
mer  2 sind auch dann beihilfefähig, wenn sich eine 
psychotherapeutische Behandlung später als nicht 
notwendig erwiesen hat.

  (4) Das Gutachten nach Absatz 3 Satz 1 Nummer 3 
ist bei einem Gutachter einzuholen, der von der Kas-
senärztlichen Bundesvereinigung im Einvernehmen 
mit den Bundesverbänden der Vertragskassen nach 
§ 12 der Psychotherapie-Vereinbarung in der jeweils 
geltenden auf der Internetseite der Kassenärztlichen 
Bundesvereinigung (www.kbv.de) veröffentlichten 
Fassung bestellt worden ist. 

  (5) Haben Personen, die nach § 1 Absatz 5 beihilfe-
berechtigt sind ober bei einer nach § 1 Absatz 5 bei-
hilfeberechtigten Person berücksichtigungsfähig 
sind, am ausländischen Dienstort keinen persönli-



Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Nordrhein-Westfalen – Nr. 47 vom 28. Dezember 2015846

chen Zugang zu muttersprachlichen psychothera-
peutischen Behandlungen, sind die Aufwendungen 
für die folgenden Leistungen auch dann beihilfefä-
hig, wenn die Leistungen telekommunikationsge-
stützt erbracht werden:

 1.   tiefenpsychologisch fundierte Psychotherapie 
nach Nummer 861 der Anlage zur Gebührenord-
nung für Ärzte oder

 2.   Verhaltenstherapie nach Nummer 870 der Anlage 
zur Gebührenordnung für Ärzte.

  Bei telekommunikationsgestützter Therapie sind bis 
zu 15 Sitzungen beihilfefähig. Wird von einer tiefen-
psychologisch fundierten Psychotherapie oder Ver-
haltenstherapie in Gruppen oder von einer analyti-
schen Psychotherapie als Einzel- oder 
Gruppentherapie zu einer telekommunikationsge-
stützten Therapie gewechselt, sind die Aufwendun-
gen für die telekommunikationsgestützte Therapie 
beihilfefähig, wenn die Beihilfestelle die Beihilfefä-
higkeit nach Einholung eines Gutachtens zur Not-
wendigkeit des Wechsels anerkannt hat. Aufwendun-
gen für Leistungen nach Satz  1 sind nur 
beihilfefähig, wenn diese im Rahmen einer im Inland 
begonnenen psychotherapeutischen Behandlung zur 
weiteren Stabilisierung des erreichten Behandlungs-
erfolgs notwendig sind.

  (6) Aufwendungen einer Eye-Movement-Desensiti-
zation and Reprocessing sind bei Erwachsenen mit 
posttraumatischen Belastungsstörungen nur im Rah-
men eines umfassenden Behandlungskonzepts bei-
hilfefähig.

§ 4c 
Psychoanalytisch begründete Verfahren

(1) Aufwendungen für psychoanalytisch begründete Ver-
fahren mit ihren beiden Behandlungsformen, der tiefen-
psychologisch fundierten Psychotherapie und der analy-
tischen Psychotherapie (Nummern 860 bis 865 der 
Anlage zur Gebührenordnung für Ärzte), sind je Krank-
heitsfall in folgendem Umfang beihilfefähig:

 1.   tiefenpsychologisch fundierte Psychotherapie von 
Personen, die das 18. Lebensjahr vollendet haben:

Einzel-
behandlung

Gruppen-
behandlung

Regelfall 50 Sitzungen 40 Sitzungen

in besonderen 
 Fällen

30 weitere 
Sitzungen

20 weitere 
Sitzungen

wenn das Behand-
lungsziel in den ge-
nannten Sitzungen 
noch nicht erreicht 
worden ist

höchstens 
20 weitere 
 Sitzungen

höchstens 
20 weitere 
 Sitzungen

 2.   analytische Psychotherapie von Personen, die das 18. 
Lebensjahr vollendet haben:

Einzel-
behandlung

Gruppen-
behandlung

Regelfall 80 Sitzungen 40 Sitzungen

bei erneuter einge-
hender Begründung 
des Therapeuten

80 weitere 
Sitzungen

40 weitere 
Sitzungen

in besonderen Fäl-
len

nochmals 
80 weitere 
Sitzungen

nochmals 
40 weitere 
Sitzungen

wenn das Behand-
lungsziel in den ge-
nannten Sitzungen 
noch nicht erreicht 
worden ist

höchstens 
60 weitere 
Sitzungen

höchstens 
30 weitere 
Sitzungen

 3.   tiefenpsychologisch fundierte oder analytische Psy-
chotherapie von Personen, die das 14. Lebensjahr, 
aber noch nicht das 18. Lebensjahr vollendet haben:

Einzel-
behandlung

Gruppen-
behandlung

Regelfall 90 Sitzungen 40 Sitzungen

bei erneuter einge-
hender Begründung 
des Therapeuten

50 weitere 
Sitzungen

20 weitere 
Sitzungen

in besonderen Fäl-
len

höchstens 
40 weitere 
Sitzungen

höchstens 
30 weitere 
Sitzungen

 4.   tiefenpsychologisch fundierte oder analytische Psy-
chotherapie von Personen, die das 14. Lebensjahr 
noch nicht vollendet haben:

Einzel-
behandlung

Gruppen-
behandlung

Regelfall 70 Sitzungen 40 Sitzungen

bei erneuter einge-
hender Begründung 
des Therapeuten

50 weitere 
Sitzungen

20 weitere 
Sitzungen

in besonderen Fäl-
len

höchstens 
30 weitere 
Sitzungen

höchstens 
30 weitere 
Sitzungen

  In besonderen Fällen kann die Beihilfefähigkeit von 
Aufwendungen für eine über die in Satz 1 Nummer 3 
und 4 festgelegte Höchstzahl von Sitzungen hinaus 
im Einvernehmen mit dem Finanzministerium aner-
kannt werden, wenn die medizinische Notwendigkeit 
durch ein Gutachten belegt wird.

  (2) Bei durch Gutachten belegter medizinischer Not-
wendigkeit der Einbeziehung von Bezugspersonen in 
die Therapie von Personen, die das 18. Lebensjahr 
noch nicht vollendet haben, kann die Beihilfefähig-
keit von Aufwendungen für die dafür vorgesehenen 
Sitzungen bei Einzelbehandlungen bis zu einem Vier-
tel und bei Gruppenbehandlungen bis zur Hälfte der 
bewilligten Zahl von Sitzungen zusätzlich anerkannt 
werden.

  (3) Im Rahmen psychoanalytisch begründeter Ver-
fahren ist die simultane Kombination von Einzel- 
und Gruppentherapie grundsätzlich ausgeschlossen. 
Aufwendungen für Leistungen einer solchen Kombi-
nation sind nur beihilfefähig, wenn sie auf dem Ge-
biet der tiefenpsychologisch fundierten Psychothera-
pie bei niederfrequenten Therapien auf Grund eines 
besonders begründeten Erstantrags erbracht werden.

  (4) Aufwendungen für katathymes Bilderleben sind 
nur im Rahmen eines übergeordneten tiefenpsycho-
logischen Therapiekonzepts beihilfefähig.

 § 4d 
 Verhaltenstherapie

  (1) Aufwendungen für eine Verhaltenstherapie 
(Nummern 870 und 871 der Anlage zur Gebühren-
ordnung für Ärzte) sind je Krankheitsfall in folgen-
dem Umfang beihilfefähig:

Einzel-
behandlung

Gruppen-
behandlung

Regelfall 45 Sitzungen 45 Sitzungen

wenn das Behand-
lungsziel nicht in-
nerhalb von 45 
Sitzungen erreicht 
worden ist

15 weitere 
Sitzungen

15 weitere 
Sitzungen

in besonderen 
 Fällen

20 weitere 
Sitzungen

20 weitere 
Sitzungen

 (2) § 4c Absatz 2 gilt entsprechend.

  (3) Einer Anerkennung nach §  4b Absatz  3 Satz  1 
Nummer  3 bedarf es nicht, wenn der Beihilfestelle 
nach den probatorischen Sitzungen die Feststellung 
des Therapeuten nach Abschnitt 4 der Anlage 1 vor-
gelegt wird, dass
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 1.   bei Einzelbehandlung nicht mehr als zehn Sit-
zungen oder

 2.   bei Gruppenbehandlungen nicht mehr als 20 Sit-
zungen

  erforderlich sind. Muss in besonderen Fällen die Be-
handlung verlängert werden, ist die Beihilfestelle 
unverzüglich zu unterrichten. Aufwendungen für 
weitere Sitzungen sind nur nach vorheriger Aner-
kennung der medizinischen Notwendigkeit durch die 
Beihilfestelle beihilfefähig. Die Beihilfestelle hat 
hierzu ein Gutachten nach §  4b Absatz  3 Satz  1 
Nummer 3 einzuholen.

  (4) Aufwendungen für eine Rational-Emotive Thera-
pie sind nur im Rahmen eines umfassenden verhal-
tenstherapeutischen Behandlungskonzepts beihilfe-
fähig.“

 5.  Nach § 4d wird folgender § 4e eingefügt:

 „§ 4e 
 Psychosomatische Grundversorgung

  (1) Die psychosomatische Grundversorgung im Sin-
ne dieser Verordnung umfasst

 1.   verbale Intervention im Rahmen der Nummer 849 
des Gebührenverzeichnisses für ärztliche Leis-
tungen der Gebührenordnung für Ärzte und

 2.   Hypnose, autogenes Training und Relaxationsthe-
rapie nach Jacobson nach den Nummern 845 bis 
847 der Anlage zur Gebührenordnung für Ärzte.

  (2) Je Krankheitsfall sind beihilfefähig Aufwendun-
gen für

 1.   verbale Intervention als Einzelbehandlung mit 
bis zu 25 Sitzungen, sowohl über einen kürzeren 
Zeitraum als auch im Verlauf chronischer Erkran-
kungen über einen längeren Zeitraum in nieder-
frequenter Form,

 2.   Hypnose als Einzelbehandlung mit bis zu zwölf 
Sitzungen sowie

 3.   autogenes Training und Relaxationstherapie nach 
Jacobson als Einzel- oder Gruppenbehandlung 
mit bis zu zwölf Sitzungen, wobei eine Kombina-
tion von Einzel- und Gruppenbehandlung hierbei 
möglich ist.

  Aufwendungen für Leistungen nach Satz  1 Num-
mer  1 sind nicht beihilfefähig, wenn sie zusammen 
mit Aufwendungen für Leistungen nach Satz 1 Num-
mer  2 und 3 in derselben Sitzung entstanden sind. 
Neben den Aufwendungen für Leistungen nach Ab-
satz 1 Nummer 1 sind Aufwendungen für somatische 
ärztliche Untersuchungen und Behandlungen von 
Krankheiten und deren Auswirkungen beihilfefähig.

  (3) Aufwendungen für eine bis zu sechs Monate dau-
ernde ambulante psychosomatische Nachsorge nach 
einer stationären psychosomatischen Behandlung 
sind beihilfefähig.“

 6.  Der bisherige § 4e wird § 4f und wie folgt geändert:

 a)  Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt gefasst:

   „Aufwendungen für eine ambulante neuropsy-
chologische Therapie sind beihilfefähig, wenn sie 
von Fachärzten für

  a)  Neurologie,

  b)   Nervenheilkunde, Psychiatrie, Psychiatrie und 
Psychotherapie,

  c)   Kinder- und Jugendmedizin mit Schwerpunkt 
Neuropädiatrie oder

  d)   Neurochirurgie und Kinder- und Jugendpsych-
iatrie und –psychotherapie,

   die zusätzlich zu ihrer Gebietsbezeichnung über 
eine neuropsychologische Zusatzqualifi kation 
verfügen,

   zur Behandlung akut erworbener Hirnschädigun-
gen oder Hirnerkrankungen, insbesondere nach 
Schlaganfall oder Schädel-Hirn-Trauma, durch-
geführt werden.“

 b)  Absatz 3 wird wie folgt gefasst:

   „(3) Aufwendungen für neuropsychologische Be-
handlungen sind im folgenden Umfang beihilfe-
fähig:

  1.  bis zu fünf probatorische Sitzungen sowie,

  2.   Einzelbehandlung, gegebenenfalls unter Ein-
beziehung von Bezugspersonen

wenn eine 
Behand-
lungseinheit 
mindestens 
25 Minuten 
dauert

wenn eine 
Behand-
lungseinheit 
mindestens 
50 Minuten 
dauert

Regelfall 120 Behand-
lungseinhei-
ten

60 Behand-
lungseinhei-
ten

Ausnahmefall 40 weitere 
Behand-
lungseinhei-
ten

20 weitere 
Behand-
lungseinhei-
ten

   und

  3.   Gruppenbehandlung, bei Kindern und Jugend-
lichen ggf. unter Einbeziehung von Bezugsper-
sonen 

wenn eine Behand-
lungseinheit mindes-
tens 50 Minuten dau-
ert

wenn eine Behand-
lungseinheit mindes-
tens 100 Minuten 
dauert

80 Behandlungsein-
heiten

40 Behandlungsein-
heiten

    Bei einer Kombination von Einzel- und Grup-
penbehandlung ist die gesamte Behandlung 
nach Satz 1 Nummer 2 beihilfefähig.“

 7.  Der bisherige § 4 f wird § 4g.

 8.   Der bisherige §  4 g wird §  4h und Absatz  2 Satz  1 
wird wie folgt gefasst:

  „Die Verordnung von Soziotherapie dürfen nur Fach-
ärzte für Neurologie, Nervenheilkunde, Psychosoma-
tische Medizin und Psychotherapie, Psychiatrie und 
Psychotherapie sowie Fachärzte für Kinder- und Ju-
gendpsychiatrie und –psychotherapie, in therapeu-
tisch begründeten Fällen in der Übergangsphase ab 
dem 18. Lebensjahr bis zur Vollendung des 21. Le-
bensjahres, vornehmen.“

 9.  Nach § 4h wird folgender § 4i eingefügt:

 „§ 4i 
 Sonstige Heilbehandlungen

  (1) Zur Heilbehandlung gehören auch Bäder – aus-
genommen Saunabäder und Aufenthalte in Mineral- 
oder Thermalbädern außerhalb einer Rehabilita-
tions- oder Kurmaßnahme (§§  6 bis 7) –, Massagen, 
Bestrahlungen, Krankengymnastik, Bewegungs-, Be-
schäftigungs- und Sprachtherapien und die bei 
Durchführung der Heilbehandlung verbrauchten 
Stoffe.

  (2) Die verordnete Heilbehandlung muss nach einer 
wissenschaftlich anerkannten Methode vorgenom-
men und, soweit nicht von einem Arzt oder Heilprak-
tiker erbracht, von einem Angehörigen der Gesund-
heits- oder Medizinalfachberufe durchgeführt 
werden. Es sind dies Beschäftigungs- und Arbeits-
therapeuten, Ergotherapeuten, Klinische Linguisten, 
Krankengymnasten, Logopäden, Masseure, Masseure 
und medizinische Bademeister, Physiotherapeuten, 
Podologen oder akademische Sprachtherapeuten, die 
über eine Zulassung der Gesetzlichen Krankenversi-
cherung nach § 124 des Fünften Buches Sozialgesetz-
buch verfügen. Die Angemessenheit von Aufwendun-
gen beihilferechtlich anerkannter Heilbehandlungen, 
die von Behandlern nach Satz 2 erbracht werden, be-
stimmt sich nach § 4 Absatz 1 Nummer 1 und Anlage 
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5 zu dieser Verordnung. Pauschalabrechnungen kön-
nen grundsätzlich nicht berücksichtigt werden, es sei 
denn, die Pauschalabrechnungen entgelten im 
Grundsatz beihilfefähige Leistungen und entspre-
chen den Beträgen, die mit gesetzlichen Krankenkas-
sen oder Rentenversicherungsträgern vereinbart 
wurden. Das Finanzministerium kann weitere Aus-
nahmen zulassen.

  (3) Abweichend von Absatz  1 Satz  1 und Absatz  2 
können Physiotherapeuten mit eingeschränkter Heil-
praktikererlaubnis (Physiotherapie-Heilpraktiker) 
Heilbehandlungen nach eigener Diagnosestellung 
ohne ärztliche Verordnung nach Anlage 4 erbringen. 
Wird der Physiotherapie-Heilpraktiker auf Grund 
einer ärztlichen Verordnung tätig, bemessen sich die 
Gebühren nach Anlage 5 dieser Verordnung. Die in 
diesen Fällen in Rechnung gestellte Umsatzsteuer ist 
beihilfefähig.

  (4) Heilbehandlungen, die wegen fehlender wissen-
schaftlicher Anerkennung oder fehlender Notwen-
digkeit beihilferechtlich nicht oder teilweise nicht 
berücksichtigt werden können, ergeben sich aus der 
nicht abschließenden Anlage 6 zu dieser Verordnung. 
In begründeten Einzelfällen einer lebensbedrohli-
chen oder regelmäßig tödlich verlaufenden Erkran-
kung, für die eine allgemein anerkannte, dem medi-
zinischen Standard entsprechende Behandlung nicht 
zur Verfügung steht oder ohne Erfolg angewandt 
wurde, kann das Finanzministerium mit Ausnahme 
der in Abschnitt I der Anlage 6 aufgeführten Heilbe-
handlungen eine Ausnahme zulassen. Soweit wissen-
schaftlich anerkannte Heilbehandlungen ohne Erfolg 
angewendet worden sind, kann das Finanzministeri-
um auf Grund eines Gutachtens eines Amts- oder 
Vertrauensarztes (-zahnarztes) auch Aufwendungen 
für wissenschaftlich noch nicht anerkannte Heilbe-
handlungen für beihilfefähig erklären.

  (5) Ist die Durchführung einer Heilbehandlung in ei-
nen Unterricht zur Erfüllung der Schulpfl icht einge-
bunden, sind die Aufwendungen für die Heilbehand-
lung bis zu 20 Euro täglich beihilfefähig. 
Entsprechendes gilt für Heilbehandlungen, mit de-
nen zugleich berufsbildende oder allgemeinbildende 
Zwecke verfolgt werden.

  (6) Bei Behandlungen in einer Einrichtung, die der 
Betreuung und der Behandlung von Kranken oder 
Behinderten dient, sind auch notwendige Aufwen-
dungen für Verpfl egung bis zu 6 Euro, für Unterkunft 
und Verpfl egung insgesamt bis zu 10 Euro täglich 
beihilfefähig, es sei denn, dass § 5 d Absatz 2 oder 6 
anzuwenden ist.“

10.   § 5 a wird wie folgt geändert:

 a)   In Absatz  2 Satz  4 wird die Angabe „§  5 Ab-
satz 6“ durch die Angabe „§ 5 Absatz 7“ ersetzt.

 b)  Absatz 3 Satz 3 und 4 wird wie folgt gefasst:

   „Beihilfefähig sind je Kalenderjahr bis zu 1 612 
Euro, wenn die Ersatzpfl ege durch andere Perso-
nen sichergestellt wird als solche, die mit dem 
Pfl egebedürftigen bis zum zweiten Grad ver-
wandt oder verschwägert sind oder die mit ihm in 
häuslicher Gemeinschaft leben. Der Betrag nach 
Satz 3 kann um bis zu 806 Euro aus noch nicht in 
Anspruch genommenen Mitteln der Kurzzeitpfl e-
ge nach § 5 c Absatz 2 auf insgesamt 2 418 Euro 
im Kalenderjahr erhöht werden.“

 c)  Absatz 4 wird wie folgt geändert:

  aa)  Satz 1 wird wie folgt geändert:

    aaa)  Das Wort „wohnen“ wird durch das 
Wort „leben“ ersetzt.

    bbb)   Im zweiten Halbsatz wird nach der 
Angabe „Satz  3“ die Angabe „und 4“ 
eingefügt.

  bb)   In Satz  2 wird das Wort „vier“ durch das 
Wort „sechs“ ersetzt.

 d)  Absatz 5 Satz 4 wird wie folgt gefasst:

   „Eine anteilige Pfl egepauschale nach Absatz 2 ist 
während eine Kurzzeitpfl ege nach § 5 c Absatz 1 

und 2 für bis zu acht Wochen und während einer 
Verhinderungspfl ege nach Absatz 3 und 4 für bis 
zu sechs Wochen zusätzlich je Kalenderjahr in 
Höhe der Hälfte der vor Beginn der Kurzzeit- 
oder Verhinderungspfl ege gezahlten Pauschale 
beihilfefähig.“

11.  § 5 c wird wie folgt geändert:

 a)   In Absatz 2 Satz 1 wird das Wort „vier“ durch das 
Wort „acht“ ersetzt.

 b)  In Absatz 3 wird Satz 2 aufgehoben.

12.  § 5 e wird wie folgt geändert:

 a)   In Absatz  8 Satz  2 wird die Angabe „§  5 b Ab-
satz 6“ durch die Angabe „§ 5 c Absatz 1“ ersetzt.

 b)  Absatz 9 wird wie folgt gefasst:

   „(9) Bei pfl egebedürftigen Personen der Pfl ege-
stufen I und II nach Absatz 1 erhöht sich der bei-
hilfefähige Betrag nach

  1.  § 5 a Absatz 1 in der

   a) Pfl egestufe I um 221 auf bis zu 689 Euro,

   b) Pfl egestufe II um 154 auf bis zu 1 298 Euro,

  2.  § 5 a Absatz 2 in der

   a) Pfl egestufe I um 72 Euro auf 316 Euro,

   b) Pfl egestufe II um 87 Euro auf 545 Euro,

  3.  § 5 b Absatz 2 in der

   a) Pfl egestufe I um 221 auf bis zu 689 Euro,

   b)  Pfl egestufe II um 154 Euro auf bis zu 1 298 
Euro.“

13.  § 6 wird wie folgt geändert:

 a)  Absatz 1 wird wie folgt geändert:

  aa)   In Satz  1 werden die Wörter „§  4 Absatz  1 
Nummer  1, 7 und 9“ durch die Wörter „§  4 
Absatz 1 Nummer 1 und 7 und § 4i Absatz 1 
bis 4“ ersetzt.

  bb)   In Satz  5 werden die Wörter „§  4 Absatz  1 
Nummer  1, 7 und 9“ durch die Wörter „§  4 
Absatz 1 Nummer 1 und 7 und § 4i Absatz 1 
bis 4“ ersetzt.

 b)   In Absatz  3 Satz  2 werden die Wörter „§  4 Ab-
satz 1 Nummer 1, 7 und 9“ durch die Wörter „§ 4 
Absatz 1 Nummer 1 und 7 und § 4i Absatz 1 bis 
4“ ersetzt.

14.   In §  6 a Absatz  2 werden die Wörter „§  4 Absatz  1 
Nummer 1, 7 und 9“ durch die Wörter „§ 4 Absatz 1 
Nummer 1 und 7 und § 4i Absatz 1 bis 4“ ersetzt.

15.   In § 6 b Absatz 1 werden die Wörter „(Krebserkran-
kung, Mukoviszidose, Zustand nach Operation am 
Herzen oder nach Organtransplantation)“ durch die 
Wörter „insbesondere Krebserkrankung, Mukoviszi-
dose, Zustand nach Operation am Herzen oder nach 
Organtransplantation“ ersetzt.

16.  § 7 wird wie folgt geändert:

 a)   In Absatz 3 Satz 1 und 3 werden jeweils die Wör-
ter „§ 4 Absatz 1 Nummer 1, 7 und 9“ durch die 
Wörter „§ 4 Absatz 1 Nummer 1 und 7 und § 4i 
Absatz 1 bis 4“ ersetzt.

 b)   In Absatz  4 Satz  1 werden die Wörter „§  4 Ab-
satz 1 Nummer 1, 7 und 9“ durch die Wörter „§ 4 
Absatz 1 Nummer 1 und 7 und § 4i Absatz 1 bis 
4“ ersetzt.

17.   In § 10 Absatz 7 Satz 2 werden nach dem Wort „ist“ 
die Wörter „unabhängig von einer Beihilfengewäh-
rung nach Satz 1“ eingefügt.

18.  § 12 wird wie folgt geändert:

 a)   In Absatz 5 Satz 2 wird die Angabe „§ 5 c“ durch 
die Angabe „§ 5 d“ ersetzt.

 b)  Absatz 7 wird wie folgt geändert:

  aa)   In Satz 1 werden die Wörter „§ 5 c Absatz 1 
Satz  2“ durch die Wörter „§  5 d Absatz  1 
Satz 2“ ersetzt.
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  bb)  Satz 2 wird wie folgt gefasst:

     „Unberücksichtigt bleiben Leistungen aus 
Krankentagegeld-, Krankenhaustagegeld-, 
Pfl egetagegeld-, Pfl egezusatz-, Pfl egerenten-
zusatzversicherungen und sonstigen Sum-
menversicherungen, soweit sie für den Bei-
hilfeberechtigten und seine berücksichti-
gungsfähigen Personen jeweils 100 Euro täg-
lich nicht überschreiten.“

  cc)   In Satz 4 wird die Angabe „§§ 5, 5 a bis d“ 
durch die Angabe „§§ 5, 5 a bis e“ ersetzt.

19.  § 12a wird wie folgt geändert:

 a)   In Absatz  1 Satz  1 werden die Wörter „in dem 
Aufwendungen entstanden sind (§  3 Absatz  5 
Satz 2)“ durch die Wörter „in dem beihilfefähige 
Aufwendungen in Rechnung gestellt sind“ ersetzt.

 b)   In Absatz  6 werden die Wörter „vom Entstehen“ 
durch die Wörter „von der Rechnungsstellung“ 
ersetzt.

 c)   In Absatz  7 werden die Wörter „für Vorsorgeun-
tersuchungen (§  3 Absatz  1 Nummer  2 und 3) 
oder Aufwendungen“ gestrichen.

20.   Nach § 13 Absatz 3 Satz 2 wird folgender Satz einge-
fügt:

  „Soweit in den Fällen des § 14 Absatz 2 der Erbe un-
bekannt ist, verlängert sich die Frist nach Satz 1 um 
zwölf Monate.“

21.  § 15 wird wie folgt geändert:

 a)   In Absatz  3 Satz  1 wird nach dem Wort „ver-
schreibungspfl ichtige“ das Wort „apotheken-
pfl ichtige“ eingefügt.

 b)  Folgender Absatz 6 wird angefügt:

   „(6) Für schwerwiegend chronisch Kranke nach 
der Chroniker-Richtlinie in der Fassung vom 22. 
Januar 2004 (BAnz. S.  1343), die zuletzt am 19. 
Juni 2008 (BAnz. S.  3017) geändert worden ist, 
gelten keine abweichenden Regelungen.“

22.   In §  16 Absatz  1 Satz  1 werden die Wörter „Num-
mer 1 Satz 3,“ und die Wörter „sowie Absatz 2 Buch-
stabe b Satz  7,“ gestrichen und nach den Wörtern 
„§  4 c Absatz  1 Satz  2“ die Wörter „§  4i Absatz  4 
Satz 3“ eingefügt.

23.   Dem §  17 a werden die folgenden Absätze 6 und 7 
angefügt:

  „(6) Die Regelungen der Fünften Verordnung zur Än-
derung der Beihilfenverordnung NRW vom 10. De-
zember 2014 (GV. NRW. S. 890) gelten mit Ausnahme 
des Artikels 1 Nummer 14 Buchstabe b für Aufwen-
dungen, die nach dem 31. Dezember 2014 entstanden 
sind. Artikel 1 Nummer 14 Buchstabe b gilt für Auf-
wendungen, die nach dem 31. Dezember 2013 ent-
standen sind.

  (7) Die Regelungen der Sechsten Verordnung zur Än-
derung der Beihilfenverordnung NRW vom 1. De-
zember 2015 (GV. NRW. S. 844) gelten für Aufwen-
dungen, die nach dem 31. Dezember 2015 entstehen.“

24.  Anlage 1 wird wie folgt geändert:

 a)   In der Überschrift werden die Wörter „(zu § 4 Ab-
satz 1 Nummer 1 Satz 5)“ gestrichen. 

 b)   In Abschnitt 1 Nummer 2 wird die Angabe „4 d“ 
durch die Angabe „4e“ ersetzt.

 c)  Abschnitt 3 wird wie folgt geändert:

  aa)   In Nummer  5, 6 und 8 werden jeweils die 
Wörter „Kindern und Jugendlichen“ durch 
die Wörter „Personen, die das 18. Lebensjahr 
noch nicht vollendet haben,“ ersetzt.

  bb)   In Nummer 9 Satz 4 wird die Angabe „§ 4 a 
Absatz 1“ durch die Angabe „§ 4b Absatz 1“ 
ersetzt.

 d)   In Abschnitt  4 Nummer  4 werden die Wörter 
„Kindern und Jugendlichen“ durch die Wörter 
„Personen, die das 18. Lebensjahr noch nicht voll-
endet haben,“ ersetzt.

25.  Anlage 2 wird wie folgt geändert:

 a)   In der Überschrift werden die Wörter „(zu § 4 Ab-
satz 1 Nummer 7)“ gestrichen.

 b)   In Nummer  4 werden nach dem Wort „für“ die 
Wörter „vom Arzt/Zahnarzt beschaffte“ und nach 
dem Wort „Spritzen,“ das Wort „Infusionen,“ ein-
gefügt.

26.   In der Überschrift der Anlage 3 werden die Wörter 
„(zu § 4 Absatz 1 Nummer 10 Satz 11)“ gestrichen.

27.   In der Überschrift der Anlage 4 werden die Wörter 
„(zu § 4 Absatz 1 Nummer 1 Satz 5)“ gestrichen.

28.   Die Anlage 5 und 6 aus dem Anhang zu dieser Ver-
ordnung werden angefügt.

Artikel 2

Anlage 2 des Runderlasses des Finanzministeriums „Ver-
waltungsvorschriften zur Ausführung der Verordnung 
über die Gewährung von Beihilfen in Geburts-, Krank-
heits-, Pfl ege- und Todesfällen“ vom 15. September 2014 
(MBl. NRW. S. 558) wird aufgehoben. Die Anlagen 3 bis 
10 werden die Anlagen 2 bis 9.

Artikel 3

Die auf Artikel 2 beruhenden Teile der dort geänderten 
Verwaltungsvorschrift können durch den Runderlass des 
Finanzministeriums „Verwaltungsvorschriften zur Aus-
führung der Verordnung über die Gewährung von Beihil-
fen in Geburts-, Krankheits-, Pfl ege- und Todesfällen“ 
vom 15. September 2014 (MBl. NRW. S.  558) geändert 
werden.

Artikel 4

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 2016 in Kraft und 
gilt für Aufwendungen, die nach dem 31. Dezember 2015 
entstehen.

Düsseldorf, den 1. Dezember 2015

Der Finanzminister 
des Landes Nordrhein-Westfalen

Dr. Norbert  W a l t e r - B o r j a n s
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20323

Drittes Gesetz 
zur Änderung des Versorgungsfondsgesetzes

Vom 17. Dezember 2015

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen, das 
hiermit verkündet wird:

Drittes Gesetz 
zur Änderung des Versorgungsfondsgesetzes

Artikel 1

Das Gesetz zur Errichtung von Fonds für die Versorgung 
in Nordrhein-Westfalen (Versorgungsfondsgesetz – 
EFoG) vom 20. April 1999 (GV. NRW. S. 174), das zuletzt 
durch Artikel 6 des Gesetzes vom 20. Dezember 2007 
(GV. NRW. S. 750) geändert worden ist, wird wie folgt ge-
ändert:

1.  Dem § 15 Absatz 2 wird der folgende Satz angefügt:

 „Sie mindern den Zuführungsbetrag des Folgejahres.“

2.  § 17 wird aufgehoben.

3.  § 18 wird § 17.

Artikel 2

Das Gesetz tritt am Tag nach seiner Verkündung in Kraft.

 
Düsseldorf, den 17. Dezember 2015

 
Die Landesregierung 
Nordrhein-Westfalen

Für die Ministerpräsidentin 
Die Ministerin 

für Schule und Weiterbildung 
zugleich in eigener Ressortzuständigkeit

(L. S.) Sylvia  L ö h r m a n n

Der Finanzminister

Dr. Norbert  W a l t e r - B o r j a n s

 
Der Minister 

für Wirtschaft, Energie, Industrie, 
Mittelstand und Handwerk

Garrelt  D u i n

 
Der Minister 

für Inneres und Kommunales

Ralf  J ä g e r

 
Der Minister 

für Arbeit, Integration und Soziales

Rainer  S c h m e l t z e r

 
Der Justizminister

Thomas  K u t s c h a t y

 
Der Minister 

für Klimaschutz, Umwelt, Landwirtschaft, 
Natur- und Verbraucherschutz

Johannes  R e m m e l

 
Der Minister 

für Bauen, Wohnen, Stadtentwicklung und Verkehr 
zugleich für den Minister 

für Bundesangelegenheiten, Europa und Medien 
und Chef der Staatskanzlei

Michael  G r o s c h e k

 
Die Ministerin 

für Innovation, Wissenschaft und Forschung

Svenja  S c h u l z e

Die Ministerin 
für Familie, Kinder, Jugend, 

Kultur und Sport

Christina  K a m p m a n n

 
Die Ministerin 

für Gesundheit, Emanzipation, Pfl ege und Alter

Barbara  S t e f f e n s

– GV. NRW. 2015 S. 872
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Gesetz 
zum Siebzehnten Staatsvertrag zur Änderung 

rundfunkrechtlicher Staatsverträge 
(Gesetz zum Siebzehnten Rundfunk-

änderungsstaatsvertrag)
Vom 17. Dezember 2015

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen, das 
hiermit verkündet wird:

Gesetz 
zum Siebzehnten Staatsvertrag zur Änderung 

rundfunkrechtlicher Staatsverträge 
(Gesetz zum Siebzehnten Rundfunkänderungs-

staatsvertrag)

Artikel 1
Zustimmung zum Siebzehnten Staatsvertrag 

zur Änderung rundfunkrechtlicher Staatsverträge 
(Siebzehnter Rundfunkänderungsstaatsvertrag)

Dem am 18. Juni 2015 unterzeichneten Siebzehnten 
Staatsvertrag zur Änderung rundfunkrechtlicher Staats-
verträge (Siebzehnter Rundfunkänderungsstaatsvertrag) 
zwischen den Ländern der Bundesrepublik Deutschland 
– Anlage zu diesem Gesetz – wird zugestimmt.

Artikel 2
Gesetz 

zur Ausführung des Siebzehnten Rundfunk-
änderungsstaatsvertrags 

(Siebzehnter Rundfunkänderungsstaatsvertrag 
Ausführungsgesetz)

§ 1 
Entsendungsbefugnis

Die Vertreterin oder der Vertreter aus dem Bereich „Me-
dienwirtschaft und Film“ nach §  21 Absatz  1 Satz  1 
Buchstabe q Doppelbuchstabe jj des ZDF-Staatsvertrags 
vom 31. August 1991 (GV. NRW. S. 408), der zuletzt durch 
Staatsvertrag vom 18. Juni 2015 geändert worden ist 
(GV. NRW. S. 872), wird gemeinsam durch den Film und 
Medienverband NRW e.V., das Filmbüro NW e.V. und den 
Kulturrat NRW e.V., Sektion Medien, in den Fernsehrat 
des ZDF entsandt.

§ 2 
Entsendung und Abberufung

Für die Entsendung und Abberufung sowie die Anforde-
rungen an die Person der Vertreterin oder des Vertreters 
gelten die Maßgaben des ZDF-Staatsvertrags.

§ 3 
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2016 in Kraft, wenn 
nach Artikel 2 Siebzehnter Rundfunkänderungsstaats-
vertrag alle Ratifi kationsurkunden bis zum 31. Dezember 
2015 bei der Staatskanzlei des Vorsitzenden der Minis-
terpräsidentenkonferenz hinterlegt sind.
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Artikel 3
Inkrafttreten, Außerkrafttreten, Bekanntmachung

(1) Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in 
Kraft.

(2) Artikel 1 wird gegenstandslos, wenn nach Artikel 2 
Siebzehnter Rundfunkänderungsstaatsvertrag nicht alle 
Ratifi kationsurkunden bis zum 31. Dezember 2015 bei 
der Staatskanzlei des Vorsitzenden der Ministerpräsi-
dentenkonferenz hinterlegt sind. 

(3) Das Inkrafttreten des Siebzehnten Rundfunkände-
rungsstaatsvertrags nach Artikel 2 des Siebzehnten 
Rundfunkänderungsstaatsvertrags wird im Gesetz- und 
Verordnungsblatt für das Land Nordrhein-Westfalen be-
kannt gemacht.

Düsseldorf, den 17. Dezember 2015

Die Landesregierung 
Nordrhein-Westfalen

Für die Ministerpräsidentin 
Die Ministerin 

für Schule und Weiterbildung

(L. S.) Sylvia  L ö h r m a n n

Der Minister 
für Bauen, Wohnen, Stadtentwicklung und Verkehr 

zugleich für den Minister 
für Bundesangelegenheiten, Europa und Medien 

und Chef der Staatskanzlei

Michael  G r o s c h e k

Siebzehnter Staatsvertrag 
zur Änderung rundfunkrechtlicher Staatsverträge 

(Siebzehnter Rundfunkänderungsstaatsvertrag)

Das Land Baden-Württemberg,

der Freistaat Bayern,

das Land Berlin,

das Land Brandenburg,

die Freie Hansestadt Bremen,

die Freie und Hansestadt Hamburg,

das Land Hessen,

das Land Mecklenburg-Vorpommern,

das Land Niedersachsen,

das Land Nordrhein-Westfalen,

das Land Rheinland-Pfalz,

das Saarland,

der Freistaat Sachsen,

das Land Sachsen-Anhalt,

das Land Schleswig-Holstein und

der Freistaat Thüringen

schließen nachstehenden Staatsvertrag:

Artikel 1
Änderung des ZDF-Staatsvertrages

Der ZDF-Staatsvertrag vom 31. August 1991, zuletzt ge-
ändert durch den Fünfzehnten Rundfunkänderungs-
staatsvertrag vom 15. bis 21. Dezember 2010, wird wie 
folgt geändert:

 1.  Das Inhaltsverzeichnis wird wie folgt geändert:

 a)  § 2 wird wie folgt neu gefasst:

   „§  2 Angebote des ,Zweiten Deutschen Fernse-
hens (ZDF)‘ “.

 b)  Der Zweite Abschnitt wird wie folgt neu gefasst:

„II. Abschnitt 
Vorschriften für die Angebote des 
‚Zweiten Deutschen Fernsehens 

(ZDF)‘ “.

 c)  § 5 wird wie folgt neu gefasst:

  „§ 5 Gestaltung der Angebote“.

 d)  § 8 wird wie folgt neu gefasst:

  „§ 8 Unzulässige Angebote, Jugendschutz“.

 e)  Es wird folgender neuer § 19a eingefügt:

  „§ 19a Allgemeine Bestimmungen“.

 f)  Es wird folgender neuer § 34 angefügt:

  „§ 34 Übergangsbestimmungen“.

 2.  § 2 wird wie folgt geändert:

 a)  Die Überschrift wird wie folgt neu gefasst:

  „§ 2 
  Angebote des ,Zweiten Deutschen Fernsehens 
  (ZDF)‘ “.

 b)   In Absatz 1 werden nach dem Wort „Fernsehpro-
gramme“ die Wörter „und bietet Telemedien“ ein-
gefügt und nach dem Wort „Rundfunkstaatsver-
trages“ wird das Wort „an“ angefügt.

 c)  Der bisherige Absatz 2 wird gestrichen.

 d)   Der bisherige Absatz  3 wird der neue Absatz  2 
und nach dem Wort „Fernsehvollprogramm“ wer-
den die Wörter „ ,Zweites Deutsches Fernsehen 
(ZDF)‘ “ eingefügt.

 3.   Die Überschrift des Zweiten Abschnittes wird wie 
folgt neu gefasst:

 „II. Abschnitt 
 Vorschriften für die Angebote des ,Zweiten 
 Deutschen Fernsehens (ZDF)‘ “.

 4.  § 5 wird wie folgt geändert:

 a)  Die Überschrift wird wie folgt neu gefasst:

  „§ 5 
  Gestaltung der Angebote“.

 b)   In Absatz  1 Satz  1 wird das Wort „Sendungen“ 
durch das Wort „Angeboten“ ersetzt und die Wör-
ter „den Fernsehteilnehmern in Deutschland“ 
werden gestrichen.

 c)   In Absatz  1 Satz  2 wird das Wort „Sendungen“ 
durch das Wort „Angebote“ ersetzt.

 d)  Die Absätze 2 und 3 werden wie folgt neu gefasst:

   „(2) Das ZDF hat in seinen Angeboten die Würde 
des Menschen zu achten und zu schützen. Es soll 
dazu beitragen, die Achtung vor Leben, Freiheit 
und körperlicher Unversehrtheit, vor Glauben 
und Meinung anderer zu stärken. Die sittlichen 
und religiösen Überzeugungen der Bevölkerung 
sind zu achten.

   (3) Das Geschehen in den einzelnen Ländern und 
die kulturelle Vielfalt Deutschlands sind ange-
messen in den Angeboten des ZDF darzustellen. 
Die Angebote sollen dabei auch die Zusammenge-
hörigkeit im vereinten Deutschland fördern sowie 
der gesamtgesellschaftlichen Integration in Frie-
den und Freiheit und der Verständigung unter den 
Völkern dienen und auf ein diskriminierungsfrei-
es Miteinander hinwirken.“

 5.  § 6 wird wie folgt neu gefasst:

 „§ 6 
 Berichterstattung

  Die Bestimmungen des Rundfunkstaatsvertrages zu 
Berichterstattung, Informationssendungen und Mei-
nungsumfragen fi nden Anwendung.“

 6.  § 7 wird wie folgt neu gefasst:

 „§ 7 
 Kurzberichterstattung
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  Die Bestimmungen des Rundfunkstaatsvertrages zur 
Kurzberichterstattung im Fernsehen fi nden Anwen-
dung.“

 7.  Die Überschrift von § 8 wird wie folgt neu gefasst:

 „§ 8 
 Unzulässige Angebote, Jugendschutz“.

 8.  § 9 wird wie folgt geändert:

 a)   In Absatz 1 werden die Wörter „durch Fernsehen“ 
gestrichen und die Wörter „vom ZDF in einer 
Sendung“ werden durch die Wörter „im Angebot 
des ZDF“ ersetzt.

 b)   In Absatz 3 Satz 4 werden die Wörter „die bean-
standete Sendung“ durch die Wörter „das bean-
standete Angebot“ ersetzt.

 c)  Absatz 4 wird wie folgt neu gefasst:

   „(4) Die Gegendarstellung muss unverzüglich in-
nerhalb des gleichen Angebotes verbreitet wer-
den, in welchem die beanstandete Tatsachenbe-
hauptung erfolgt ist. Die Verbreitung erfolgt ohne 
Einschaltungen und Weglassungen. Eine Erwide-
rung auf die verbreitete Gegendarstellung muss 
sich auf tatsächliche Angaben beschränken. Im 
Fernsehen muss die Gegendarstellung innerhalb 
des gleichen Programms und der gleichen Pro-
grammsparte wie die beanstandete Tatsachenbe-
hauptung sowie zur gleichen Tageszeit oder, wenn 
dies nicht möglich ist, zu einer Sendezeit verbrei-
tet werden, die der Zeit der beanstandeten Sen-
dung gleichwertig ist.“

 9.   In § 10 werden nach dem Wort „Sendezeit“ die Wör-
ter „im Fernsehvollprogramm ,Zweites Deutsches 
Fernsehen (ZDF)‘ “ eingefügt.

10.  § 11 wird wie folgt geändert:

 a)   In Absatz 1 Satz 1 und 2 werden jeweils nach dem 
Wort „Sendezeit“ die Wörter „im Fernsehvollpro-
gramm ,Zweites Deutsches Fernsehen (ZDF)‘ “ 
eingefügt.

 b)   In Absatz 3 Satz 1 werden nach dem Wort „Sen-
dezeiten“ die Wörter „im Fernsehvollprogramm 
,Zweites Deutsches Fernsehen (ZDF)‘ „ eingefügt.

11.  § 12 wird wie folgt geändert:

 a)  Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt neu gefasst:

   „Wer die Sendung eines Beitrages veranlasst oder 
zugelassen hat oder Angebote in Telemedien zur 
Nutzung bereitstellt, trägt für den jeweiligen In-
halt und die jeweilige Gestaltung nach Maßgabe 
der Vorschriften des Grundgesetzes, der allgemei-
nen Gesetze und der besonderen Vorschriften die-
ses Staatsvertrages die Verantwortung.“

 b)   In Absatz  3 werden nach dem Wort „Beitrages“ 
die Wörter „oder Angebotsteiles“ eingefügt.

12.   In § 13 wird das Wort „Sendungen“ durch das Wort 
„Angebote“ ersetzt.

13.  § 14 wird wie folgt geändert:

 a)   Der bisherige Absatz  3 wird der neue Absatz  2 
und die Wörter „Fernsehtext veranstaltet“ werden 
durch die Wörter „Telemedien anbietet“ ersetzt.

 b)   Der bisherige Absatz  2 wird der neue Absatz  3 
und wie folgt geändert:

  aa)   In Satz 1 wird das Wort „schriftlich“ gestri-
chen und die Verweisung „nach Absatz  1“ 
durch die Verweisung „nach den Absätzen 1 
und 2“ ersetzt.

  bb)  Es wird folgender neuer Satz 2 angefügt:

     „Die Glaubhaftmachung in Textform ist aus-
reichend.“

14.  § 15 wird wie folgt geändert:

 a)   In Absatz 1 werden die Wörter „zum Programm“ 
durch die Wörter „zu den Angeboten“ ersetzt.

 b)   In Absatz  2 wird folgender neuer Satz  2 einge-
fügt:

   „Wird die Programmbeschwerde in Textform ein-
gelegt, so genügt auch für deren Bescheidung 
Textform.“

 c)  Der bisherige Satz 2 wird zu Satz 3.

15.  Es wird folgender neuer § 19a eingefügt:

 „§ 19a 
 Allgemeine Bestimmungen

  (1) Die Mitglieder des Fernsehrates und des Verwal-
tungsrates sind Sachwalter der Interessen der Allge-
meinheit. Sie sind an Weisungen nicht gebunden. Sie 
dürfen keine wirtschaftlichen oder sonstigen Interes-
sen haben, die geeignet sind, die Erfüllung ihrer Auf-
gaben als Mitglieder des Fernsehrates oder des Ver-
waltungsrates zu gefährden (Interessenkollision).

  (2) Eine gleichzeitige Mitgliedschaft im Fernsehrat 
und im Verwaltungsrat ist ausgeschlossen. Ein Mit-
glied kann dem Fernsehrat und dem Verwaltungsrat 
zusammen insgesamt in höchstens drei Amtsperio-
den angehören.

  (3) Dem Fernsehrat und dem Verwaltungsrat dürfen 
nicht angehören

 1.   Mitglieder des Europäischen Parlamentes, des 
Deutschen Bundestages oder eines Landesparla-
mentes,

 2.   Mitglieder der Europäischen Kommission, der 
Bundesregierung oder der Regierung eines deut-
schen Landes,

 3.  hauptamtliche kommunale Wahlbeamte,

 4.   Beamte, die jederzeit in den einstweiligen Ruhe-
stand versetzt werden können,

 5.   Vertreter der kommunalen Spitzenverbände auf 
Leitungsebene,

 6.   Mitglieder im Vorstand einer Partei nach §  2 
Abs.  1 Satz  1 des Parteiengesetzes auf Bundes- 
oder Landesebene; die alleinige Mitgliedschaft in 
einem Parteischiedsgericht gemäß § 14 des Partei-
engesetzes steht einer Mitgliedschaft im Fern-
sehrat und Verwaltungsrat nicht entgegen.

  Ausgenommen von Satz  1 sind die Mitglieder des 
Fernsehrates nach §  21 Abs.  1 Satz  1 Buchst.  a), b) 
und c) sowie die Mitglieder des Verwaltungsrates 
nach § 24 Abs. 1 Buchst. a).

  (4) Dem Fernsehrat und dem Verwaltungsrat dürfen 
ferner nicht angehören

 1.   Angestellte oder arbeitnehmerähnliche Personen 
des ZDF,

 2.   Personen, die in einem Arbeits- oder Dienstver-
hältnis zu einem Unternehmen nach §  3 Satz  2 
oder zu einem mit diesem verbundenen Unter-
nehmen (§ 15 des Aktiengesetzes) stehen,

 3.   Personen, die den Aufsichtsorganen oder Gremien 
eines anderen öffentlich  rechtlichen Rundfunk-
veranstalters angehören oder in einem Arbeits- 
oder Dienstverhältnis oder in einem arbeitneh-
merähnlichen Verhältnis zu diesem oder zu einem 
mit diesem verbundenen Unternehmen (§  15 des 
Aktiengesetzes) stehen,

 4.   Personen, die privaten Rundfunk veranstalten 
oder den Aufsichtsorganen oder Gremien eines 
privaten Rundfunkveranstalters oder einem mit 
diesem verbundenen Unternehmen (§ 15 des Ak-
tiengesetzes) angehören oder in einem Arbeits- 
oder Dienstverhältnis zu diesen stehen,

 5.   Personen, die den Aufsichtsorganen oder Gremien 
einer Landesmedienanstalt angehören oder Orga-
nen, derer sich eine Landesmedienanstalt zur Er-
füllung ihrer Aufgaben bedient, oder die zu die-
sen Organen oder einer Landesmedienanstalt in 
einem Arbeits- oder Dienstverhältnis stehen.

  (5) Der in Absatz  3 Satz  1 und Absatz  4 genannte 
Personenkreis kann frühestens 18 Monate nach dem 
Ausscheiden aus der dort genannten Funktion als 
Mitglied in den Fernsehrat oder Verwaltungsrat ent-
sandt oder gewählt werden. Für den in Absatz  3 
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Satz 1 genannten Personenkreis gilt Absatz 3 Satz 2 
entsprechend.

  (6) Die Mitglieder des Fernsehrates und des Verwal-
tungsrates haben Anspruch auf eine Aufwandsent-
schädigung, Sitzungsgelder und Ersatz von Reise-
kosten mit Ausnahme des Tagegeldes. Das Nähere 
regelt die Satzung. Aufwandsentschädigungen und 
Sitzungsgelder sind der Höhe nach zu veröffentli-
chen.“

16.  § 21 wird wie folgt geändert:

 a)  Absatz 1 wird wie folgt geändert:

  aa)   Die Zahl „siebenundsiebzig“ wird durch die 
Zahl „sechzig“ ersetzt.

  bb)   In Buchstabe b wird die Zahl „drei“ durch 
die Zahl „zwei“ ersetzt.

  cc)  Buchstabe c wird wie folgt neu gefasst:

     „c) einem Vertreter des Deutschen Landkreis-
tages und im Wechsel nach jeder Amtsperio-
de einem Vertreter des Deutschen Städtetages 
oder des Deutschen Städte- und Gemeinde-
bundes,“.

  dd)  Buchstabe d wird wie folgt neu gefasst:

     „d) zwei Vertretern der Evangelischen Kirche 
in Deutschland,“.

  ee)  Buchstabe e wird wie folgt neu gefasst:

     „e) zwei Vertretern der Katholischen Kirche 
in Deutschland,“.

  ff)  Buchstabe f wird wie folgt neu gefasst:

     „f) einem Vertreter des Zentralrates der Ju-
den in Deutschland,“.

  gg)   In Buchstabe g wird nach den Wörtern „Ver-
einte Dienstleistungsgewerkschaft“ die An-
gabe „.e.V.“ gestrichen und es werden die 
Wörter „Deutschen Beamtenbundes“ durch 
die Wörter „dbb Beamtenbundes und Tarifu-
nion“ ersetzt.

  hh)  Buchstabe h wird wie folgt neu gefasst:

     „h) je einem Vertreter der Bundesvereinigung 
der Deutschen Arbeitgeberverbände, des 
Deutschen Industrie- und Handelskammer-
tages e.V., des Zentralausschusses der Deut-
schen Landwirtschaft und des Zentralver-
bandes des Deutschen Handwerks e.V.,“.

  ii)    In Buchstabe i werden die Wörter „zwei Ver-
tretern“ durch die Wörter „einem Vertreter“ 
ersetzt und nach den Wörtern „Bundesver-
bandes Deutscher Zeitungsverleger“ wird die 
Angabe „e.V.“ eingefügt.

  jj)   Buchstabe j wird wie folgt neu gefasst:

     „j) einem Vertreter des Deutschen Journalis-
ten-Verbandes e.V.,“.

  kk)   In Buchstabe k werden die Wörter „des Dia-
konischen Werkes der Evangelischen Kirche 
in Deutschland“ durch die Wörter „der Dia-
konie Deutschland, Evangelischer Bundes-
verband des Evangelischen Werkes für Dia-
konie und Entwicklung e. V.“ ersetzt und 
nach den Wörtern „Deutschen Roten Kreu-
zes“ wird die Angabe „e.V.“ eingefügt.

   ll)   Der bisherige Buchstabe 1 wird gestrichen.

    mm)   Die bisherigen Buchstaben m bis q werden 
die neuen Buchstaben 1 bis p.

  nn)  Im neuen Buchstaben n wird nach den Wör-
tern „Naturschutzbundes Deutschland“ die 
Angabe „e.V.“ eingefügt.

  oo)   Im neuen Buchstaben o werden nach den 
Wörtern „Bundes der Vertriebenen“ das Zei-
chen „– “ sowie die Wörter „Vereinigte 
Landsmannschaften und Landesverbände 
e.V.“ eingefügt.

  pp)   Im neuen Buchstaben p wird nach den Wör-
tern „Vereinigung der Opfer des Stalinis-
mus“ die Angabe „e.V.“ eingefügt.

  qq)   Es wird folgender neuer Buchstabe q ange-
fügt:

     „q) 16 Vertretern aus folgenden den Ländern 
zugeordneten Bereichen:

    aa)  einem Vertreter aus dem Bereich ,Ver-
braucherschutz‘ aus dem Land Baden-
Württemberg,

    bb)   einem Vertreter aus dem Bereich ,Digi-
tales‘ aus dem Freistaat Bayern,

    cc)  einem Vertreter aus dem Bereich ,Inter-
net‘ aus dem Land Berlin,

    dd)   einem Vertreter aus dem Bereich ,Senio-
ren, Familie, Frauen und Jugend‘ aus 
dem Land Brandenburg,

    ee)   einem Vertreter aus dem Bereich ,Wis-
senschaft und Forschung‘ aus der Freien 
Hansestadt Bremen,

    ff)   einem Vertreter aus dem Bereich ,Musik‘ 
aus der Freien und Hansestadt Ham-
burg,

    gg)   einem Vertreter aus dem Bereich ,Mig-
ranten‘ aus dem Land Hessen,

    hh)   einem Vertreter aus dem Bereich ,Bür-
gerschaftliches Engagement‘ aus dem 
Land Mecklenburg-Vorpommern,

    ii)   einem Vertreter aus dem Bereich ,Musli-
me‘ aus dem Land Niedersachsen,

    jj)   einem Vertreter aus dem Bereich ,Medi-
enwirtschaft und Film‘ aus dem Land 
Nordrhein-Westfalen,

    kk)   einem Vertreter aus dem Bereich ,Inklu-
sive Gesellschaft‘ aus dem Land Rhein-
land-Pfalz,

    ll)   einem Vertreter aus dem Bereich ,Kunst 
und Kultur‘ aus dem Saarland,

    mm)   einem Vertreter aus dem Bereich ,Eh-
renamtlicher Zivil- und Katastrophen-
schutz‘ aus dem Freistaat Sachsen,

    nn)   einem Vertreter aus dem Bereich ,Hei-
mat und Brauchtum‘ aus dem Land 
Sachsen-Anhalt,

    oo)   einem Vertreter aus dem Bereich ,Regio-
nal- und Minderheitensprachen‘ aus 
dem Land Schleswig-Holstein und

    pp)   einem Vertreter aus dem Bereich ,LSBT-
TIQ (Lesbische, Schwule, Bisexuelle, 
Transsexuelle, Transgender, Intersexu-
elle und Queere Menschen)‘ aus dem 
Freistaat Thüringen.“

    rr)  Buchstabe r wird gestrichen.

    ss)   Es wird folgender neuer Satz  2 ange-
fügt:

      „Die näheren Einzelheiten zur Entsen-
dung der Vertreter nach Satz  1 
Buchst.  q) werden durch Landesgesetz 
geregelt.“

 b)   In Absatz  2 wird vor dem Wort „Mitglieder“ die 
Angabe „Bis zu drei“ eingefügt und das Wort 
„Personalrats“ wird durch das Wort „Personalra-
tes“ ersetzt.

 c)  Absatz 3 wird wie folgt neu gefasst:

   „(3) Die Verbände und Organisationen nach Ab-
satz 1 Satz 1 Buchst. c) bis p) entsenden die Ver-
treter. Die Vertreter nach Absatz  1 Satz  1 
Buchst. q) werden von den aufgrund von Landes-
gesetz zu bestimmenden Verbänden und Organi-
sationen entsandt. Solange und soweit von dem 
Entsendungsrecht kein Gebrauch gemacht wird, 
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verringert sich die Zahl der Mitglieder entspre-
chend.“

 d)   Absätze 4 bis 9 werden durch die folgenden Ab-
sätze 4 und 5 ersetzt:

   „(4) Bei der Entsendung der Mitglieder sind 
Frauen und Männer angemessen zu berücksichti-
gen. Sofern ein neues Mitglied entsandt wird, 
muss einem männlichen Mitglied eine Frau und 
einem weiblichen Mitglied ein Mann nachfolgen. 
Sofern eine Organisation oder ein Verband zwei 
Vertreter entsendet, sind je eine Frau und ein 
Mann zu entsenden.“

   „(5) Der amtierende Vorsitzende des Fernsehrates 
stellt zu Beginn der Amtsperiode die nach diesem 
Staatsvertrag ordnungsgemäße Entsendung fest 
und gibt die Feststellungen dem Fernsehrat be-
kannt. Die entsendenden Stellen haben alle An-
gaben zu machen, die zur Nachprüfung der Vor-
aussetzungen von Absatz 4, 6 und § 19a Abs. 3 bis 
5 erforderlich sind. Weitere Einzelheiten des Ver-
fahrens über die Entsendung und Abberufung re-
gelt die Satzung. Die Satzung bedarf insofern der 
Genehmigung durch die rechtsaufsichtsführende 
Landesregierung.“

 e)   Der bisherige Absatz  10 wird der neue Absatz  6 
und wird wie folgt geändert:

  aa)  Satz 2 wird gestrichen.

  bb)   Der bisherige Satz  3 wird der neue Satz  2 
und das Wort „Berufung“ wird durch das 
Wort „Entsendung“ ersetzt.

  cc)  Es werden folgende Sätze 3 bis 7 angefügt:

     „Die Mitgliedschaft im Fernsehrat erlischt 
durch

    1. Niederlegung des Amtes,

    2.  Verlust der Fähigkeit, Rechte aus öffentli-
chen Wahlen zu erlangen oder öffentliche 
Ämter zu bekleiden,

    3.  Eintritt der Geschäftsunfähigkeit oder der 
Voraussetzungen der rechtlichen Betreu-
ung nach § 1896 des Bürgerlichen Gesetz-
buchs,

    4. Eintritt des Todes,

    5.  Eintritt eines der in § 19a Abs. 3 und 4 ge-
nannten Ausschlussgründe,

    6.  Eintritt einer Interessenkollision nach 
§ 19a Abs. 1 Satz 3 oder

    7.  Abberufung aus wichtigem Grund durch 
die entsendungsberechtigte Stelle; ein 
wichtiger Grund liegt insbesondere vor, 
wenn ein Mitglied aus der entsendungsbe-
rechtigten Stelle ausgeschieden ist.

   Das Vorliegen der Erlöschensgründe nach Satz  3 
Nr.  1 bis 5 gibt der Vorsitzende des Fernsehrates 
dem Fernsehrat bekannt. Über das Erlöschen der 
Mitgliedschaft in den Fällen von Satz 3 Nr. 6 und 
7 entscheidet der Fernsehrat. Bis zur Entschei-
dung nach Satz  5 behält das betroffene Mitglied 
seine Rechte und Pfl ichten, es sei denn, der Fern-
sehrat beschließt mit einer Mehrheit von sieben 
Zwölfteln seiner gesetzlichen Mitglieder, dass der 
Betroffene bis zur Entscheidung nicht an den Ar-
beiten des Fernsehrates teilnehmen kann. Von der 
Beratung und Beschlussfassung im Verfahren 
nach Satz  5 ist das betroffene Mitglied ausge-
schlossen.“

 f)  Es wird folgender neuer Absatz 7 angefügt:

   „(7) Die Regelungen zur Zusammensetzung des 
Fernsehrates gemäß Absatz 1 sollen jeweils nach 
Ablauf von zwei Amtsperioden durch die Länder 
überprüft werden.“

17.  § 22 wird wie folgt geändert:

 a)  In Absatz 1 wird Satz 3 gestrichen.

 b)   In Absatz 2 werden folgende neue Sätze 3 und 4 
angefügt:

   „Der Anteil der Mitglieder nach §  21 Abs.  1 
Satz  1 Buchst.  a) bis c) darf in den Ausschüssen 
des Fernsehrates ein Drittel der Mitglieder nicht 
übersteigen. Entsprechendes gilt bei der Wahl der 
Vorsitzenden und Stellvertreter des Fernsehrates 
und seiner Ausschüsse.“

 c)   Es werden folgende neue Absätze 5 und 6 ange-
fügt:

   „(5) Die Sitzungen des Fernsehrates sind öffent-
lich. In begründeten Ausnahmefällen kann der 
Fernsehrat den Ausschluss der Öffentlichkeit be-
schließen. Personalangelegenheiten, die aus 
Gründen des Persönlichkeitsschutzes vertraulich 
sind, und Angelegenheiten, in welchen die Offen-
legung von Betriebs- und Geschäftsgeheimnissen 
Dritter unvermeidlich ist, sind stets unter Aus-
schluss der Öffentlichkeit zu behandeln. Die Sit-
zungen der nach Absatz 2 Satz 2 gebildeten Aus-
schüsse fi nden grundsätzlich nicht  öffentlich statt.

   (6) Die Zusammensetzung des Fernsehrates sowie 
seiner Ausschüsse nach Absatz  2 Satz  2 sind zu 
veröffentlichen. Die Tagesordnungen der Sitzun-
gen des Fernsehrates und seiner Ausschüsse sind 
spätestens eine Woche vor den Sitzungen, die An-
wesenheitslisten im Anschluss an die Sitzungen 
zu veröffentlichen. Im Anschluss an die Sitzungen 
des Fernsehrates sind Zusammenfassungen der 
wesentlichen Ergebnisse der Sitzungen des Fern-
sehrates sowie seiner vorberatenden Ausschüsse 
zu veröffentlichen. Die Veröffentlichung hat unter 
Wahrung von Betriebs- und Geschäftsgeheim-
nissen sowie personenbezogener Daten der Be-
schäftigten des ZDF zu er  folgen. Berechtigte In-
teressen Dritter an einer Geheimhaltung sind zu 
wahren. Eine Veröffentlichung in elektronischer 
Form im Internetauftritt des ZDF ist ausreichend. 
Das Nähere regelt die Satzung.“

18.  § 24 wird wie folgt geändert:

 a)  Absatz 1 wird wie folgt geändert:

  aa)   Die Zahl „vierzehn“ wird durch die Zahl 
„zwölf“ ersetzt.

  bb)  Buchstabe a wird wie folgt neu gefasst:

     „a) vier Vertretern der Länder, die von den 
Ministerpräsidenten gemeinsam berufen wer-
den; die Ministerpräsidenten werden sich be-
mühen, die Berufungen einmütig vorzuneh-
men;“.

  cc)   In Buchstabe b wird der Satzteil „diese dür-
fen weder einer Regierung noch einer gesetz-
gebenden Körperschaft angehören;“ gestri-
chen und der Satzteil „wählbar sind auch die 
Mitglieder des Fernsehrates“ wird durch den 
Satzteil „nicht wählbar sind die Mitglieder 
des Fernsehrates nach §  21 Abs.  1 Satz  1 
Buchst. a) bis c)“ ersetzt.

  dd)  Buchstabe c wird gestrichen.

 b)  Absatz 2 wird wie folgt neu gefasst:

   „(2) Bis zu drei Mitglieder des Personalrates neh-
men an den Sitzungen des Verwaltungsrates teil 
und können zu Personalangelegenheiten gehört 
werden.“

 c)   In Absatz 3 Satz 2 wird die Verweisung auf „§ 21 
Abs.  10 Satz  2 und 3“ durch die Verweisung auf 
„§ 21 Abs . 6 Satz 2 bis 7“ ersetzt.

 d)  Absätze 4 und 5 werden wie folgt neu gefasst:

  „(4) § 21 Abs. 3 Satz 3 gilt entsprechend.

   (5) Von den nach Absatz 1 berufenen und gewähl-
ten Mitgliedern sollen auf Frauen und Männer je-
weils fünfzig vom Hundert entfallen.“

19.  § 25 wird wie folgt geändert:

 a)  Absatz 1 wird wie folgt geändert:

  aa)  Satz 2 wird wie folgt neu gefasst:
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     „Er gibt sich eine Geschäftsordnung, in der 
auch die Bildung von Ausschüssen vorgese-
hen werden kann.“

  bb)   Es werden folgende neue Sätze 3 und 4 ange-
fügt:

     „Der Anteil der Mitglieder nach § 24 Abs. 1 
Buchst.  a) darf in den Ausschüssen des Ver-
waltungsrates ein Drittel der Mitglieder 
nicht übersteigen. Entsprechendes gilt bei 
der Wahl der Vorsitzenden und Stellvertreter 
des Verwaltungsrates und seiner Ausschüsse.“

 b)   In Absatz  2 Satz  3 wird die Angabe „drei Fünf-
teln“ durch die Angabe „sieben Zwölfteln“ er-
setzt.

 c)   Es werden folgende neue Absätze 5 und 6 ange-
fügt:

  „(5) Die Sitzungen des Verwaltungsrates und seiner 
Ausschüsse fi nden grundsätzlich nichtöffentlich 
statt.

  (6) § 22 Abs. 6 gilt entsprechend. Im Falle einer Zu-
stimmung des Verwaltungsrates zum Abschluss von 
Anstellungsverträgen mit außertarifl ichen Angestell-
ten nach § 28 Nr. 6 enthält die Veröffentlichung der 
Zusammenfassung der wesentlichen Ergebnisse der 
Sitzungen des Verwaltungsrates auch die Darstellung 
der jährlichen Vergütungen sowie etwaiger vertrag-
lich vereinbarter Zusatzleistungen unter Namens-
nennung. Entsprechendes gilt für Verträge mit freien 
Mitarbeitern, die der Zustimmung des Verwaltungs-
rates bedürfen.“

20.   In § 30a werden folgende neue Absätze 5 und 6 ange-
fügt:

  „(5) Das ZDF veröffentlicht die für die Tätigkeit im 
Geschäftsjahr gewährten Bezüge des Intendanten 
und der Direktoren unter Namensnennung im Ge-
schäftsbericht. Satz 1 gilt insbesondere auch für:

 1.   Leistungen, die den genannten Personen für den 
Fall einer vorzeitigen Beendigung ihrer Tätigkeit 
zugesagt worden sind,

 2.   Leistungen, die den genannten Personen für den 
Fall der regulären Beendigung ihrer Tätigkeit zu-
gesagt worden sind, mit ihrem Barwert sowie den 
vom ZDF während des Geschäftsjahres hierfür 
aufgewandten oder zurückgestellten Betrag,

 3.   während des Geschäftsjahres vereinbarte Ände-
rungen dieser Zusagen,

 4.   Leistungen, die einer der betroffenen Personen, 
die ihre Tätigkeit im Laute des Geschäftsjahres 
beendet hat, in diesem Zusammenhang zugesagt 
und im Laute des Geschäftsjahres gewährt wor-
den sind,

 5.   Leistungen, die den genannten Personen für Tä-
tigkeiten bei Tochter  und Beteiligungsgesellschaf-
ten des ZDF gewährt worden sind, und

 6.   Leistungen, die den genannten Personen für ent-
geltliche Nebentätigkeiten gewährt worden sind; 
dies gilt nicht, wenn die Höhe der jeweils verein-
barten Einkünfte den Betrag von 1.000 Euro mo-
natlich nicht übersteigt.

  (6) Die Tarifstrukturen und eine strukturierte Dar-
stellung der außer- und übertarifl ichen Vereinbarun-
gen sind zu veröffentlichen.“

21.   In § 33 Absatz 1 Satz 3 wird das Datum „31. Dezem-
ber 2008“ durch das Datum „31. Dezember 2017“ er-
setzt.

22.  Es wird folgender neuer § 34 angefügt:

 „§ 34 
 Übergangsbestimmungen

  (1) Die Zusammensetzung sowie die Rechte und 
Pfl ichten der Mitglieder des Fernsehrates, des Ver-
waltungsrates und ihrer Ausschüsse bleiben vom In-
krafttreten des 17. Rundfunkänderungsstaatsvertra-
ges bis zum Ablauf der am 1. Januar 2016 laufenden 

Amtsperioden von Fernsehrat, Verwaltungsrat und 
ihren Ausschüssen unberührt.

  (2) Die am 1. Januar 2016 laufenden Amtsperioden 
des Fernsehrates und des Verwaltungsrates gelten als 
erste im Sinne von § 19a Abs. 2 Satz 2.

  (3) Der Vertreter nach § 21 Abs. 1 Satz 1 Buchst. c), 
2. Halbsatz wird in der ersten Amtsperiode nach In-
krafttreten des 17. Rundfunkänderungsstaatsvertra-
ges vom Deutschen Städtetag entsandt.“

Artikel 2
Änderung des Rundfunkstaatsvertrages

Der Rundfunkstaatsvertrag vom 31. August 1991, zuletzt 
geändert durch den Fünfzehnten Rundfunkänderungs-
staatsvertrag vom 15. bis 21. Dezember 2010, wird wie 
folgt geändert:

1.  § 1 wird wie folgt geändert:

 a)  Absatz 3 wird wie folgt neu gefasst:

   „(3) Für Fernsehveranstalter gelten dieser Staats-
vertrag und die landesrechtlichen Vorschriften, 
wenn sie in der Bundesrepublik Deutschland nie-
dergelassen sind. Ein Fernsehveranstalter gilt als 
in der Bundesrepublik Deutschland niedergelas-
sen, wenn

  1.   die Hauptverwaltung in Deutschland liegt und 
die redaktionellen Entscheidungen über das 
Programm dort getroffen werden,

  2.   die Hauptverwaltung in Deutschland liegt und 
die Entscheidungen über das Programm in 
einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen 
Union getroffen werden, jedoch

   a)   ein wesentlicher Teil des mit der Bereitstel-
lung des Programms betrauten Personals in 
Deutschland tätig ist oder

   b)   ein wesentlicher Teil des mit der Bereitstel-
lung des Programms betrauten Personals so-
wohl in Deutschland als auch dem anderen 
Mitgliedstaat der Europäischen Union tätig 
ist oder

   c)   ein wesentlicher Teil des mit der Bereitstel-
lung des Programms betrauten Personals 
weder in Deutschland noch dem anderen 
Mitgliedstaat der Europäischen Union tätig 
ist, aber der Fernsehveranstalter in Deutsch-
land zuerst seine Tätigkeit begann und eine 
dauerhafte und tatsächliche Verbindung mit 
der Wirtschaft Deutschlands fortbesteht, 
oder

  3.   die Hauptverwaltung in Deutschland liegt und 
die redaktionellen Entscheidungen über das 
Programm in einem Drittstaat getroffen werden 
oder umgekehrt und vorausgesetzt, ein wesent-
licher Teil des mit der Bereitstellung des Pro-
gramms betrauten Personals ist in Deutschland 
tätig.“

 b)   Es werden folgende neue Absätze 4 und 5 einge-
fügt:

   „(4) Für Fernsehveranstalter, sofern sie nicht be-
reits aufgrund der Niederlassung der Rechtshoheit 
Deutschlands oder eines anderen Mitgliedstaats 
der Europäischen Union unterliegen, gelten dieser 
Staatsvertrag und die landesrechtlichen Vorschrif-
ten auch, wenn sie

  1.   eine in der Bundesrepublik Deutschland gele-
gene Satelliten-Bodenstation für die Aufwärts-
strecke nutzen oder

  2.   zwar keine in einem Mitgliedstaat der Europäi-
schen Union gelegene Satelliten-Bodenstation 
für die Aufwärtsstrecke nutzen, aber eine der 
Bundesrepublik Deutschland zugewiesene 
Übertragungskapazität eines Satelliten nutzen. 
Liegt keines dieser beiden Kriterien vor, gelten 
dieser Staatsvertrag und die landesrechtlichen 
Vorschriften auch für Fernsehveranstalter, wenn 
sie in Deutschland gemäß den Artikeln 49 bis 55 
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des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäi-
schen Union, ABI. Nr. C 115 vom 9.5.2008 S. 47, 
niedergelassen sind.

   (5) Dieser Staatsvertrag und die landesrechtlichen 
Vorschriften gelten nicht für Programme von Fern-
sehveranstaltern, die

  1.   ausschließlich zum Empfang in Drittländern 
bestimmt sind und

  2.   nicht unmittelbar oder mittelbar von der Allge-
meinheit mit handelsüblichen Verbraucherend-
geräten in einem Staat innerhalb des Geltungs-
bereichs der Richtlinie 2010/13/EU des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 10. 
März 2010 zur Koordinierung bestimmter 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften der Mit-
gliedstaaten über die Bereitstellung audiovisu-
eller Mediendienste (ABI. L 95 vom 15. April 
2010, S. 1) empfangen werden.“

 c)  Der bisherige Absatz 4 wird zu Absatz 6.

2.   In §  58 Absatz  3 Satz  1 werden die Verweisung „§  1 
Abs. 3“ und das Wort „sowie“ gestrichen.

Artikel 3
Kündigung, Inkrafttreten, Neubekanntmachung

(1) Für die Kündigung der in Artikel 1 und 2 geänderten 
Staatsverträge sind die dort vorgesehenen Kündigungs-
vorschriften maßgebend.

(2) Dieser Staatsvertrag tritt zum 1. Januar 2016 in 
Kraft. Sind bis zum 31. Dezember 2015 nicht alle Ratifi -
kationsurkunden bei der Staatskanzlei des Vorsitzenden 
der Ministerpräsidentenkonferenz hinterlegt, wird der 
Staatsvertrag gegenstandslos.

(3) Die Staatskanzlei des Vorsitzenden der Ministerprä-
sidentenkonferenz teilt den Ländern die Hinterlegung 
der Ratifi kationsurkunden mit.

(4) Die Länder werden ermächtigt, den Wortlaut des 
ZDF-Staatsvertrages und des Rundfunkstaatsvertrages 
in der Fassung, die sich aus Artikel 1 und 2 ergibt, mit 
neuem Datum bekannt zu machen.

Für das Land Baden-Württemberg:

Berlin, den 18. Juni 2015

Winfried  K r e t s c h m a n n

Für den Freistaat Bayern:

Berlin, den 18. Juni 2015 

Horst  S e e h o f e r

Für das Land Berlin:

Berlin, den 18. Juni 2015 

Michael  M ü l l e r

Für das Land Brandenburg:

Berlin, den 18. Juni 2015

Dietmar  W o i d k e

Für die Freie Hansestadt Bremen:

Berlin, den 18. Juni 2015 

Jens  B  ö h r n s e n

Für die Freie und Hansestadt Hamburg:

Berlin, den 18. Juni 2015

Olaf  S c h o l z

Für das Land Hessen:

Berlin, den 18. Juni 2015

V.  B o u f f i e r

Für das Land Mecklenburg-Vorpommern:

Berlin, den 18. Juni 2015 

Erwin  S e l l e r in g

Für das Land Niedersachsen:

Berlin, den 18. Juni 2015

Stephan  W e i l

Für das Land Nordrhein-Westfalen:

Berlin, den 18. Juni 2015 

Hannelore  K r a f t

Für das Land Rheinland-Pfalz:

Berlin, den 18. Juni 2015 

Malu  D r e y e r

Für das Saarland:

Berlin, den 18. Juni 2015 

Annegret  K r a m p - K a r r e n b a u e r

Für den Freistaat Sachsen:

Berlin, den 18. Juni 2015 

St.  T i l l i c h

Für das Land Sachsen-Anhalt:

Berlin, den 18. Juni 2015 

Reiner H a s e l o f f

Für das Land Schleswig-Holstein

Berlin, den 18. Juni 2015 

Torsten  A l b i g

Für den Freistaat Thüringen :

Berlin, den 18. Juni 2015 

Bodo  R a m e l o w

Protokollerklärungen:

1.   Protokollerklärung des Freistaates Bayern, des Lan-
des Hessen, des Freistaates Sachsen, des Landes Sach-
sen-Anhalt und des Saarlandes:

  Die Länder sind der Auffassung, dass Geschäftsführer 
der kommunalen Spitzenverbände, die weisungsge-
bunden sind, nicht unter den Begriff der Leitungs-
ebene im Sinne des §  19a Abs.  3 Satz  1 Ziffer 5 des 
ZDF-Staatsvertrages zu subsumieren sind.

2.   Protokollerklärung der Länder Baden-Württemberg, 
Berlin, Brandenburg, der Freien Hansestadt Bremen, 
der Freien und Hansestadt Hamburg, der Länder Nie-
dersachsen, Rheinland-Pfalz, Schleswig-Holstein und 
des Freistaates Thüringen:

  Die Länder nehmen in Aussicht, abweichend von § 21 
Abs.  7 des ZDF  Staatsvertrages die Zusammenset-
zung des Fernsehrates bereits rechtzeitig vor Ablauf 
der nächsten Amtsperiode dahingehend zu überprü-
fen, ob weiterer Optimierungsbedarf bezüglich der 
Pluralität dieses Gremiums besteht, dies mit Blick auf 
eine Berücksichtigung der Beschlussfassung von ver-
schiedenen Landesparlamenten.

– GV. NRW. 2015 S. 872
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Bekanntmachung 
des Achtzehnten Staatsvertrages 

zur Änderung rundfunkrechtlicher Staatsverträge 
(Achtzehnter Rundfunkänderungsstaatsvertrag)

Vom 17. Dezember 2015

Der Landtag Nordrhein-Westfalen hat in seiner Sitzung 
am 16. Dezember 2015 gemäß Artikel 66 Satz 2 der Lan-
desverfassung dem Achtzehnten Staatsvertrages zur Än-
derung rundfunkrechtlicher Staatsverträge (Achtzehnter 
Rundfunkänderungsstaatsvertrag) zugestimmt.

Der Staatsvertrag wird nachfolgend bekannt gemacht.

Der Tag des Inkrafttretens wird gemäß Artikel 2 geson-
dert bekannt gemacht.

Düsseldorf, den 17. Dezember 2015

Die Stellvertreterin der Ministerpräsidentin
des Landes Nordrhein-Westfalen

Sylvia  L ö h r m a n n

Achtzehnter Staatsvertrag 
zur Änderung rundfunkrechtlicher Staatsverträge 
(Achtzehnter Rundfunkänderungsstaatsvertrag)

Vom 17. Dezember 2015

Das Land Baden-Württemberg,

der Freistaat Bayern,

das Land Berlin,

das Land Brandenburg,

die Freie Hansestadt Bremen,

die Freie und Hansestadt Hamburg,

das Land Hessen,

das Land Mecklenburg-Vorpommern,

das Land Niedersachsen,

das Land Nordrhein-Westfalen,

das Land Rheinland-Pfalz,

das Saarland,

der Freistaat Sachsen,

das Land Sachsen-Anhalt,

das Land Schleswig-Holstein und

der Freistaat Thüringen

schließen nachstehenden Staatsvertrag:

Artikel 1
Änderung des Rundfunkstaatsvertrages

Der Rundfunkstaatsvertrag vom 31. August 1991, zuletzt 
geändert durch den Siebzehnten Rundfunkänderungs-
staatsvertrag vom 18. Juni 2015, wird wie folgt geändert:

§ 7 wird wie folgt geändert:

a)  Absatz 2 wird wie folgt geändert:

 aa)  Es wird folgender neuer Satz 1 eingefügt:

   „Werbung ist Teil des Programms.“

 bb)   Die bisherigen Sätze 1 und 2 werden zu den Sät-
zen 2 und 3.

 cc)   Im neuen Satz 3 werden die Wörter „Satz 1 gilt“ 
durch die Wörter „Sätze 1 und 2 gelten“ ersetzt.

b)  Es wird folgender neuer Absatz 11 eingefügt:

  „(11) Die nichtbundesweite Verbreitung von Werbung 
oder anderen Inhalten in einem zur bundesweiten Ver-
breitung beauftragten oder zugelassenen Programm 
ist nur zulässig, wenn und soweit das Recht des Lan-
des, in dem die nichtbundesweite Verbreitung erfolgt, 

dies gestattet. Die nichtbundesweit verbreitete Wer-
bung oder andere Inhalte privater Veranstalter bedür-
fen einer gesonderten landesrechtlichen Zulassung; 
diese kann von gesetzlich zu bestimmenden inhaltli-
chen Voraussetzungen abhängig gemacht werden.“

c)   Der bisherige Absatz 11 wird der neue Absatz 12 und 
die Verweisung „Absätze 1 bis 10“ wird durch die Ver-
weisung „Absätze 1 bis 11“ ersetzt.

Artikel 2
Kündigung, Inkrafttreten, Neubekanntmachung

(1) Für die Kündigung des in Artikel 1 geänderten 
Staatsvertrages sind die dort vorgesehenen Kündigungs-
vorschriften maßgebend.

(2) Dieser Staatsvertrag tritt zum 1. Januar 2016 in 
Kraft. Sind bis zum 31. Dezember 2015 nicht alle Ratifi -
kationsurkunden bei der Staatskanzlei des Vorsitzenden 
der Ministerpräsidentenkonferenz hinterlegt, wird der 
Staatsvertrag gegenstandslos.

(3) Die Staatskanzlei des Vorsitzenden der Ministerprä-
sidentenkonferenz teilt den Ländern die Hinterlegung 
der Ratifi kationsurkunden mit.

(4) Die Länder werden ermächtigt, den Wortlaut des 
Rundfunkstaatsvertrages in der Fassung, die sich aus Ar-
tikel 1 ergibt, mit neuem Datum bekannt zu machen.

Für das Land Baden-Württemberg:

Berlin, den 9. September 2015

Winfried  K r e t s c h m a n n

Für den Freistaat Bayern:

Berlin, den 9. September 2015

Horst  S e e h o f e r

Für das Land Berlin:

Berlin, den 9. September 2015

Michael  M ü l l e r

Für das Land Brandenburg:

Berlin, den 10. September 2015

Dietmar  W o i d k e

Für die Freie Hansestadt Bremen:

Berlin, den 9. September 2015

Carsten  S i e l i n g

Für die Freie und Hansestadt Hamburg:

Berlin, den 9. September 2015

Olaf  S c h o l z

Für das Land Hessen:

Berlin, den 9. September 2015

V.  B o u f f i e r

Für das Land Mecklenburg-Vorpommern:

Berlin, den 9. September 2015

Erwin  S e l l e r i n g

Für das Land Niedersachsen:

Hannover, den 28. September 2015

Stephan  W e i l

Für das Land Nordrhein-Westfalen:

Berlin, den 9. September 2015

H.  K r a f t
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Für das Land Rheinland-Pfalz:

Berlin, den 9. September 2015

Malu  D r e y e r

Für das Saarland:

Berlin, den 9. September 2015

Annegret  K r a m p - K a r r e n b a u e r

Für den Freistaat Sachsen:

Berlin, den 9. September 2015

St.  T i l l i c h

Für das Land Sachsen-Anhalt:

Berlin, den 9. September 2015

Reiner  H a s e l o f f

Für das Land Schleswig-Holstein:

Kiel, den 18. September 2015

Torsten  A l b i g

Für den Freistaat Thüringen:

Berlin, den 9. September 2015

Bodo  R a m e l o w

– GV. NRW. 2015 S. 879

Gesetz 
über die Feststellung eines vierten Nachtrags 

zum Haushaltsplan des Landes 
Nordrhein-Westfalen 

für das Haushaltsjahr 2015 
(Viertes Nachtragshaushaltsgesetz 2015)

Vom 17. Dezember 2015

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen, das 
hiermit verkündet wird:

Gesetz 
über die Feststellung eines vierten Nachtrags 

zum Haushaltsplan des Landes Nordrhein-Westfalen 
für das Haushaltsjahr 2015 

(Viertes Nachtragshaushaltsgesetz 2015)

Artikel 1

Das Gesetz über die Feststellung des Haushaltsplans des 
Landes Nordrhein-Westfalen für das Haushaltsjahr 2015 
(Haushaltsgesetz 2015) vom 18. Dezember 2014 (GV. 
NRW. S. 955), in der Fassung des Dritten Nachtragshaus-
haltsgesetzes 2015 vom 1. Oktober 2015 (GV. NRW. 
S. 691), wird wie folgt geändert:

1.   In § 1 wird die Zahl „65 717 307 200“ durch die Zahl 
„66 267 307 200“ ersetzt.

2.   Der dem Haushaltsgesetz 2015 beigefügte Gesamt-
plan (Haushaltsübersicht, Finanzierungsübersicht 
und Kreditfi nanzierungsplan) wird durch den diesem 
Nachtrag beigefügten Gesamtplan ersetzt.

3.   Der dem Haushaltsgesetz 2015 beigefügte Haushalts-
plan wird nach Maßgabe des diesem Gesetz beigefüg-
ten Nachtrags geändert.

Artikel 2
Inkrafttreten

Das Gesetz tritt mit Wirkung vom 1. Januar 2015 in 
Kraft. 

Düsseldorf, den 17. Dezember 2015

Die Landesregierung 
Nordrhein-Westfalen

Für die Ministerpräsidentin

Die Ministerin 
für Schule und Weiterbildung 

zugleich in eigener Ressortzuständigkeit

(L. S.) Sylvia  L ö h r m a n n

Der Finanzminister

Dr. Norbert  W a l t e r - B o r j a n s

Der Minister 
für Wirtschaft, Energie, Industrie, 

Mittelstand und Handwerk

Garrelt  D u i n

Der Minister 
für Inneres und Kommunales

Ralf  J ä g e r

Der Minister 
für Arbeit, Integration und Soziales

Rainer  S c h m e l t z e r

Der Justizminister

Thomas  K u t s c h a t y

Der Minister 
für Klimaschutz, Umwelt, Landwirtschaft, 

Natur- und Verbraucherschutz

Johannes  R e m m e l

Der Minister 
für Bauen, Wohnen, Stadtentwicklung und Verkehr 

zugleich für den Minister 
für Bundesangelegenheiten, Europa und Medien 

und Chef der Staatskanzlei

Michael  G r o s c h e k

Die Ministerin 
für Innovation, Wissenschaft und Forschung

Svenja  S c h u l z e

Die Ministerin 
für Familie, Kinder, Jugend, 

Kultur und Sport

Christina  K a m p m a n n

Die Ministerin 
für Gesundheit, Emanzipation, Pfl ege und Alter

Barbara  S t e f f e n s
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Anlage zum
Haushaltsgesetz

Haushaltsplan
des Landes Nordrhein-Westfalen
für das Haushaltsjahr

2015

Gesamtplan

Haushaltsübersicht (§ 13 Abs. 4 Nr. 1 LHO)

Finanzierungsübersicht (§ 13 Abs. 4 Nr. 2 LHO)

Kreditfinanzierungsplan (§ 13 Abs. 4 Nr. 3 LHO)
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Haushaltsübersicht

Einzelplan Einnahmen Einnahmen Ausgaben Verpflich- Ausgaben
tungsermäch-

tigungen
2015 2014* 2015 2015 2014*

(TEUR) (TEUR) (TEUR) (TEUR) (TEUR)

01 Landtag 195,2 336,6 126 171,6 6 000,2 123 604,6

02 Ministerpräsidentin 862,5 802,5 121 398,0 18 510,0 120 469,7

03 Ministerium für Inneres und Kommunales 189 831,2 310 341,3 6 691 481,8 495 363,8 5 066 284,6

04 Justizministerium 1 199 239,0 1 199 141,5 3 883 922,1 597 276,4 3 796 955,0

05 Ministerium für Schule und Weiterbildung 264 874,3 195 001,1 16 261 650,5 262 809,4 15 605 848,5

06 Ministerium für Innovation, Wissenschaft und
Forschung

1 239 984,8 1 105 189,8 7 779 344,4 747 700,0 7 917 316,0

07 Ministerium für Familie, Kinder, Jugend, Kultur
und Sport

109 937,3 166 832,7 3 023 846,4 115 964,1 2 907 229,3

09 Ministerium für Bauen, Wohnen, Stadtentwicklung
und Verkehr

1 872 608,1 1 837 855,4 3 135 409,2 1 613 201,6 3 033 201,5

10 Ministerium für Klimaschutz, Umwelt,
Landwirtschaft, Natur- und Verbraucherschutz

385 642,8 262 230,2 946 322,9 962 877,3 926 118,3

11 Ministerium für Arbeit, Integration und Soziales 3 012 818,6 2 750 487,8 3 922 881,5 229 756,1 3 593 647,5

12 Finanzministerium 749 035,5 741 464,4 2 108 242,3 46 828,0 2 053 338,2

13 Landesrechnungshof 163,7 417,9 41 257,1 — 40 515,9

14 Ministerium für Wirtschaft, Energie, Industrie,
Mittelstand und Handwerk

316 305,8 259 017,3 825 898,2 313 073,0 760 785,2

15 Ministerium für Gesundheit, Emanzipation, Pflege
und Alter

235 833,4 224 347,7 1 029 572,0 189 255,6 993 258,5

20 Allgemeine Finanzverwaltung 56 689 975,0 53 496 989,3 16 369 909,2 200 382,0 15 611 882,7

Zusammen 66 267 307,2 62 550 455,5 66 267 307,2 5 798 997,5 62 550 455,5

*  Stand: Nachtragshaushalt 2014 einschl. Umsetzungen im Haushaltsvollzug 2014 = Vorjahresvergleichszahl.

Hinweis:
Die Abweichungen in den Summen ergeben sich durch kaufmännisches Runden.
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F I N A N Z I E R U N G S Ü B E R S I C H T

( Mio EUR )

I. HAUSHALTSVOLUMEN 66.267,3

II. ERMITTLUNG DES FINANZIERUNGSSALDOS

1. Ausgaben 65.092,8
(ohne Ausgaben zur Schuldentilgung am Kreditmarkt,
Zuführungen an Rücklagen und für Fehlbeträge aus Vorjahren
und haushaltstechnische Verrechnungen)

2. Einnahmen 64.186,0
(ohne Einnahmen aus Kreditmarktmitteln,
Entnahmen aus Rücklagen und Überschüssen aus Vorjahren
und haushaltstechnische Verrechnungen)

3. Finanzierungssaldo -906,7

III. ZUSAMMENSETZUNG DES FINANZIERUNGSSALDOS

4. Nettoneuverschuldung am Kreditmarkt

4.1 Einnahmen aus Krediten vom Kreditmarkt (brutto) 20.576,8

4.2 abzüglich Ausgaben zur Schuldentilgung am Kreditmarkt 18.498,8

4.3 Nettoneuverschuldung am Kreditmarkt 2.078,0

5. zuzüglich Entnahmen aus Rücklagen —

6. abzüglich Zuführung an Rücklagen 1.172,0

7. zuzüglich Überschüsse aus Vorjahren 0,7

8. abzüglich Fehlbeträge aus Vorjahren —

9. Finanzierungssaldo -906,7

IV. NACHRICHTLICH
ERMITTLUNG DER KREDITERMÄCHTIGUNG FÜR KREDITMARKTMITTEL

Einnahmen aus Krediten vom Kreditmarkt (netto) 2.078,0

zuzüglich Ausgaben zur Schuldentilgung am Kreditmarkt 18.498,8

Kreditermächtigung (brutto) 20.576,8

K R E D I T F I N A N Z I E R U N G S P L A N

( Mio EUR )

I. EINNAHMEN AUS KREDITEN

bei Gebietskörperschaften, Sondervermögen usw. —
vom Kreditmarkt (brutto) 20.576,8

Zusammen 20.576,8

II. TILGUNGSAUSGABEN FÜR KREDITE

bei Gebietskörperschaften, Sondervermögen usw. 151,6
am Kreditmarkt 18.498,8

Zusammen 18.650,4

III. NETTO-NEUVERSCHULDUNG insgesamt

bei Gebietskörperschaften, Sondervermögen usw. -151,6
am Kreditmarkt 2.078,0

Zusammen 1.926,4

– GV. NRW. 2015 S. 880
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